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SCHWERPUNKT

Frauen fördern
In vielen Ländern werden Frauen margina-
lisiert. Das widerspricht dem Recht auf 
Gleichstellung und ist negativ für die 
gesamte Gesellschaft. Wenn Frauen nicht 
oder nur in geringem Maße am Wirtschafts-
leben teilhaben, ist die Produktivität 
gering. Entwicklungsmöglichkeiten sind 
eingeschränkt. Für Frauenförderung sind 
Bildungschancen und Veränderung von 
Traditionen unerlässlich. Dort, wo dies 
umgesetzt wird, ist die Gleichstellung  
schon gut vorangeschritten. 

Titelseite: Demonstrantin in Perus Hauptstadt Lima.  

Foto: picture alliance / ZUMAPRESS.com / Carlos Garcia 
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EDITORIAL

Gemeinwohl braucht 
Geschlechtergleichstellung

Geschlechtergerechtigkeit betrifft alle, 
nicht nur Frauen. Wo Frauen in der Politik 
benachteiligt oder gar ausgegrenzt werden, 
werden wichtige Sichtweisen nicht artiku-
liert, und der Kreis, aus dem Führungsper-
sonal rekrutiert wird, bleibt unnötig klein. 
Wo Frauen im Wirtschaftsleben nur un-
tergeordnete Rollen spielen oder gar nicht 
mitmachen dürfen, ist die Produktivität 
gering und die Zahl der geldverdienenden 
Erwerbstätigen zu klein.

Wo Mädchen dagegen in Schulen die 
gleichen Chancen wie Jungen haben, leis-
ten sie in der Regel ebenso viel – und oft 
mehr. Allen Menschen steht das Recht auf 
freie Persönlichkeitsentfaltung zu.

Frauen werden weltweit benachtei-
ligt, aber Fortschritte sind klar erkennbar. 
An der Spitze von Welthandelsorganisati-
on und Internationalem Währungsfonds 
stehen heute Frauen. Bangladesch hat eine 
Premierministerin und Tansania eine Prä-
sidentin. Honduras hat kürzlich eine Frau 
zum Staatsoberhaupt gewählt. Im neuen 
Bundeskabinett besetzen Frauen acht von 
17 Posten, und das vorherige leitete eine 
Frau.

Traditionell ist die weibliche Rolle oft 
nur auf Familie und Haushalt beschränkt, 
was mit dem biologischen Unterschied zwi-

schen Frauen und Männern zu tun haben 
mag. Männer bekommen keine Kinder und 
können nicht stillen. Während Schwanger-
schaften sind Frauen besonderen Risiken 
ausgesetzt. Vorstellungen von männlicher 
Dominanz gehen vermutlich darauf zurück, 
dass Männer im Schnitt stärker sind und 
Mütter kleiner Kinder besonderen Schutz 
brauchen. Religionen wie Christentum, 
Islam und Hinduismus haben solche Vor-
stellungen verfestigt. Schutzbedürfnisse be-
rechtigen jedoch nicht zu Unterdrückung.

Normen wandeln sich im Lauf der 
Zeit. Hohe Kinderzahlen sind wichtig, wo 
die Kindersterblichkeit hoch ist. Wo dage-
gen die Lebenserwartung hoch ist, wächst 
voraussichtlich jedes Baby zum Erwachse-
nen heran – und dann lohnt es sich für El-
tern, großen emotionalen und finanziellen 
Aufwand für sie zu betreiben.

International geht steigende Lebens-
erwartung mit sinkenden Geburtenraten 
einher. Das ist für die globale Gemeinschaft 
auch sehr wichtig. Voraussichtlich wird 
die Weltbevölkerung bis zum Ende des 
Jahrhunderts auf 11 Milliarden Menschen 
ansteigen. Weniger wären ökologisch gese-
hen besser – und mehr katastrophal. Es ist 
durchaus möglich, dass es weniger sein wer-
den. Indische Frauen bekommen laut ak-

tuellen Regierungsangaben im Schnitt nur 
noch zwei Kinder, was knapp unter der Re-
produktionsrate liegt. Folglich dürfte die in-
dische Bevölkerung nun schon mit 1,6 Milli-
arden in drei Jahrzehnten ihren Spitzenwert 
erreichen, anstatt mit 1,7 Milliarden in vier 
Jahrzehnten.

Sinkende Geburtenraten korrelieren 
zudem mit besserer Gesundheitsversor-
gung, besserer Bildung und besserem Zu-
gang zu Verhütungsmitteln. Frauen müssen 
ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen 
können, und dazu gehören auch legale Ab-
treibungsmöglichkeiten.

Seit dem frühen 20. Jahrhundert ha-
ben erfolgreiche Pionierinnen in Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und anderen Sphä-
ren gezeigt, dass Frauen ebenso viel leisten 
können wie Männer. Junge Mädchen haben 
entsprechende Vorbilder. Allzu oft werden 
sie dennoch entmutigt, denn einerseits 
haben Jungs oft weiterhin mehr Chancen, 
und andererseits sind sie selbst in höherem 
Maß sexualisierten Übergriffen und Beschä-
mung ausgesetzt. Frauenrechtskampagnen 
wollen das ändern. Das Gemeinwohl hängt 
von ihrem Erfolg ab.

HANS DEMBOWSKI 

ist Chefredakteur von E+Z/

D+C. 

 

euz.editor@dandc.eudc  

Unser 

Schwer-

punkt zum 

Thema Frauen 

fördern beginnt auf 

Seite 17. Er hat 

direkten Bezug zum 

fünften UN-Ziel für 

nachhaltige 

Entwicklung 

(Sustainable 

Develop ment Goal 

– SDG): Geschlech-

tergleichheit.

Gleichstellung betrifft nicht nur 
Frauen, sondern alle – das ist auch 
vielen Männern klar. Einer, der sich seit 
Langem dafür einsetzt, ist Mabingué 
Ngom. Er vertritt den UN-Bevölke-
rungsfonds (UNFPA) gegenüber der 
Afrikanischen Union und der UN-Wirt-
schaftskommission für Afrika. Wir 
freuen uns, dass er in E+Z erklärt, wes-

halb die Zukunft der 
Sahelzone von starken 
Frauen abhängt, und 
wie veraltete Stereoty-
pen die Krisen in der 
Region verschlimmern. 
 SEITE 24

  Alle Schwerpunkttexte und weitere 

Beiträge zum Thema stehen auch auf 

unserer Website und sind ab nächsten 

Monat in unserem Dossier zu finden.
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SUDAN

Ungewisse Reise 

Nach einem versuchten Militärputsch ist 
Sudans ziviler Premierminister Abdalla Ham-
dok wieder im Amt. Zivilgesellschaftlichen 
Akteuren behagt der Pakt nicht, den er mit 
den Generälen geschlossen hat.

Von Roli Mahajan

Ende Oktober stürzte General Abdel Fattah 
al-Burhan die Regierung, rief den Notstand 
aus und ließ Premierminister und andere 
Kabinettsmitglieder verhaften. Das schien 
das Ende des Abkommens zu sein, dem 
zufolge sich Militär und zivile Akteure die 
Macht teilten, um in einer langen Über-
gangszeit freie Wahlen zu organisieren.

Burhan wollte offensichtlich zurück 
in die Vergangenheit. 31 Jahre lang hatte 
der Militärdiktator Omar al Bashir das Land 
bis Frühjahr 2019 regiert, bis ein friedlicher 
Volksaufstand seine Herrschaft beendete. 
Angesichts der Demonstrationen stürzten 
ihn seine eigenen Generäle. Nach einiger 
Taktiererei vereinbarten sie mit zivilen Kräf-
ten eine gemeinsame Übergangsregierung.

Im Oktober brachte die Nachricht vom 
Coup sofort wieder Tausende auf die Stra-

ßen. Abermals konnte das Militär Proteste 
nicht verhindern. Mehr als 40 Menschen 
starben, aber selbst gewaltsame Repression 
schüchterte die Opposition nicht ein. Ende 
November wurde Hamdok freigelassen. 
Burhan schloss einen neuen Machtteilungs-
pakt mit ihm. 

Mehrere Kabinettsmitglieder weiger-
ten sich jedoch, diesen Weg mitzugehen, 
und einige hätten wohl auch kaum ins Amt 
zurückkehren dürfen. Wie Kritiker monie-
ren, müssen Minister nun Technokraten, 
aber nicht Politiker sein. Obendrein führt 
entgegen dem ursprünglichen Abkommen 
noch immer ein Soldat die Oberaufsicht. 
Folglich lehnen viele zivilgesellschaftliche 
Akteure Hamdoks Politik jetzt ab.

Ob es weiter Richtung Demokratie 
geht, ist offen. In der Vergangenheit schei-
terten alle Versuche, gewählte Regierungen 
zu etablieren. Erst nach der Unabhängigkeit 
vom britischen Königreich 1956 und aber-
mals 1964 und 1986. Jedes Mal ergriffen Ge-
neräle die Macht. Nach 1989 gehörten zur 
Schreckensherrschaft des Bashir-Regimes:

 ● ein blutiger Bürgerkrieg gegen die Un-
abhängigkeitsbewegung im Südsudan,

 ● Unterstützung für Osama bin Ladens 
Al-Kaida-Terrorismus und

 ● genozidale Gewalt in der Region Dar-
fur.

Der Internationale Strafgerichtshof 
(IStGH) erließ Haftbefehl gegen Bashir, 
nachdem er 2008 wegen Mord, Vernichtung 
und Vergewaltigung angeklagt wurde. Au-
ßer ihm wurde bislang noch kein amtieren-
der Staats- oder Regierungschef so an den 
Pranger gestellt.

Trotz brutaler Gewalt wurde der Südsu-
dan 2011 unabhängig und hat nun wichtige 
Ölvorkommen auf seinem Territorium. Bashir 
war nie beliebt, aber Rohstoff einnahmen 
halfen ihm, trotz westlicher Sanktionen 
Netzwerke im Militär und darüber hinaus zu 
knüpfen sowie in gewissem Maß städtische 
Mittelschichten ruhig zu halten.

DAS ENDE DER DIKTATUR

2018 lag die Wirtschaft dann am Boden. 
Treibstoff, Lebensmittel und sogar Bankno-
ten wurden knapp. Die Inflation löste fried-
liche Proteste aus, wobei Jugendliche, Frau-
en und akademisch gebildete junge Leute 
sich besonders stark engagierten.

Die Generäle sahen, dass Bashirs Tage 
gezählt waren, und sie stürzten ihn ohne 
Blutvergießen im April 2019. Nach eini-
gem Hin und Her wurde Burhan zum Inte-
rimspräsidenten ernannt und versprach, die 
diktatorische Kultur zu beenden, Straftaten 
des Regimes zu ahnden und die Macht an 
Zivilisten zu übergeben.

Bashir kam in das berüchtigte Kobar-
Gefängnis. Mehrere seiner wichtigsten Un-
terstützer wurden verhaftet. Allerdings war 
die gesamte Militärspitze mit dem Regime 
irgendwie verbandelt, und manche von ih-
nen verblieben in Machtpositionen. Der 
prominenteste von ihnen ist vermutlich der 
als „Hemeti” bekannte Mohamed Hamdan 
Dagalo, der die berüchtigte paramilitäri-
sche RSF (Rapid Support Force – Schnelle 
Eingreiftruppe) befehligt. Viele meinen, er 
ziehe trotz seines vergleichsweise niedrigen 
Ranges die Strippen.

Die Proteste klangen 2019 nicht ab, 
und Anfang Juni töteten Sicherheitskräfte 
mehr als 100 Demonstranten, darunter 19 
Kinder. Hemetis RSF fiel durch besonders 
skrupellose Gewalttätigkeit auf. Auch nach 
dem Massaker wurde weiter demonstriert. 
Anfang Juli 2019 schlossen die Generäle 
dann das Abkommen über Machtteilung mit Fo
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Demonstration gegen den Militärputsch in Khartoum Mitte November.  
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einem neu gegründeten zivilgesellschaftli-
chem Bündnis für Freiheit und Wandel.

Eine gemeinsame Verfassungserklä-
rung hielt fest, das Abkommen solle inner-
halb von 39 Monaten zu freien und fairen 
Wahlen führen. Ein Souveräner Rat aus fünf 
Militärs und sechs Zivilisten wurde gebildet. 
21 Monate lang sollte ein Soldat den Vorsitz 
haben und ihn dann für die nächsten 18 Mo-
nate an eine zivile Person abgeben. Gewählt 
werden sollte im November 2022.

Als Vorsitzender des Souveränen Ra-
tes wurde Burhan de facto Staatsoberhaupt. 
Premier wurde Hamdok, ein Ökonom, der 
zuvor für multilaterale Institutionen wie 
die ILO und die Afrikanische Entwicklungs-
bank gearbeitet hatte. Das Alltagsleben 
blieb angesichts großer wirtschaftlicher 
Probleme jedoch schwierig. Bürgerliche 
Freiheiten wurden jedoch üblich, und die 
Kleiderregeln für Frauen wurden liberaler. 

Bashir wurde vor Gericht gestellt und 
2019 wegen Korruption und Geldwäsche 
verurteilt. Seine Gegner empörte allerdings, 
dass Gewalttaten nicht geahndet wurden. 
Über Anklagen bezüglich des Staatsstreichs 

von 1989 wurde noch nicht entschieden. An 
den IStGH wurde er nicht ausgeliefert, was 
aus Sicht vieler Beobachter daran liegt, dass 
Spitzenmilitärs fürchten, der frühere Dikta-
tor werde dem Gericht Material liefern, das 
sie belasten würde.

Familien, deren Angehörige im Mas-
saker von Khartoum starben, haben bis-
lang keine Gerechtigkeit erfahren. Einige 
RSF-Mitglieder wurden zwar zum Tode 
verurteilt, aber ihr Oberbefehlshaber He-
meti bleibt unbestraft. Er ist vermutlich der 
mächtigste Kriegsherr im Land.

Was Sudanesen heute vermutlich am 
meisten zu schaffen macht, ist die Wirt-
schaftskrise. Die Hamdok-Regierung hat 
harte Reformen ergriffen, Subventionen 
gestrichen und den Internationalen Wäh-
rungsfonds zu Schuldenerlass bewegt. Die 
Inflation bleibt aber hoch, und viele Men-
schen sind verzweifelt.

Als im Sommer gegen die Wirtschafts-
politik protestiert wurde, witterten die Mili-
tärs ihre Chance. Es lässt sich weder beurtei-
len, welche Rolle Hemeti dabei spielte, noch 
welche er jetzt spielt.

Der Oktober-Putsch scheiterte. Klar 
ist aber auch, dass Hamdoks Ansehen er-
heblich gelitten hat. Solange es ökonomisch 
nicht wieder bergauf geht, wird die Lage 
instabil bleiben. Dass Tausende aber ihr Le-
ben riskierten, um gegen den Coup zu pro-
testieren, zeigt indessen, dass die Menschen 
die Militärherrschaft wirklich leid sind.

ROLI MAHAJAN 

ist eine indische Journalistin 

und hat vor einiger Zeit ihren 

Master in 

Entwicklungsstudien an der 

Universität Uppsala gemacht. Afrika spielt in 

diesem Studienprogramm eine große Rolle. 

roli.mahajan@gmail.com

SUDAN

SÜDSUDAN

 Khartoum

 Juba

HUMANITÄRE HILFE

Unterstützung für Klimaflüchtlinge

Die Klimakrise zwingt weltweit Menschen 
dazu, ihre Heimat zu verlassen. Ein IFRC-
Bericht zeigt anschaulich, wie ihnen zu hel-
fen ist – und wie Regierungen Katastrophen 
vorbeugen können.

Von Jörg Döbereiner

Zu den schlimmsten bereits spürbaren Aus-
wirkungen der Erderwärmung gehört, dass 
sie Menschen zu Klimaflüchtlingen macht. 
Damit beschäftigt sich ein Bericht der In-
ternationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-
Gesellschaften (International Federation 
of Red Cross and Red Crescent Societies – 
IFRC) vom Oktober 2021. Mit 192 nationalen 
Gesellschaften und rund 14 Millionen Helfe-
rinnen und Helfern ist die IFRC nach eige-
nen Angaben das weltweit größte Netzwerk 

für humanitäre Hilfe. Der Report mit dem 
Titel „Displacement in a changing climate“ 
(„Vertreibung im Klimawandel“) ist lesens-
wert, aus mindestens drei Gründen:

 ● Er zeigt, dass es Klimaflüchtlinge 
überall auf der Welt gibt, sowohl in einkom-
mensschwachen als auch in einkommens-
starken Ländern.

 ● Er weist darauf hin, dass sich mehrere 
Krisen überschneiden können und beson-
ders großes Leid verursachen.

 ● Er benennt konkrete Maßnahmen, die 
Helfer vor Ort ergriffen haben, um Klima-
flüchtlinge in verschiedenen Weltregionen 
zu unterstützen.

Im Mittelpunkt des Reports stehen 
Fallbeispiele aus elf Ländern: Australien, 
Deutschland, Fidschi, Honduras, Irak, Ma-
lawi, Mosambik, Namibia, Samoa, Tuvalu 

und Jemen. Sie zeigen, wie die nationalen 
Gesellschaften der IFRC im jeweiligen Land 
arbeiten. Die Auflistung macht klar: Die 
Klimaerwärmung trifft sowohl Menschen 
in einkommensschwachen Ländern als 
auch in Industrienationen wie Australien 
und Deutschland. Beispielsweise mussten 
in Australien von September 2019 bis März 
2020 zehntausende Menschen ihre Häuser 
und Wohnungen verlassen, darunter auch 
viele indigene Gemeinschaften. In Deutsch-
land kamen bei der Flutkatastrophe 2021 
mindestens 184 Menschen ums Leben, tau-
sende Häuser wurden beschädigt.

Die Wissenschaft ist sich einig, dass 
mit der fortschreitenden Klimakrise sol-
che Extremwetterereignisse sowohl häufi-
ger als auch intensiver auftreten werden. 
Schon jetzt fliehen mehr Menschen vor 
solchen Naturkatastrophen als vor Krieg 
und Gewalt: Im Jahr 2020 wurden laut dem 
Internal Displacement Monitoring Centre 
(IDMC) etwa 30 Millionen Menschen welt-
weit durch Überflutungen, Stürme, Dürren 
oder Brände vertrieben. Vor Krieg und Ge-
walt flohen demnach 9,8 Millionen.

https://www.dandc.eu/de/contributors/roli-mahajan
https://www.dandc.eu/de/contributors/roli-mahajan
https://www.dandc.eu/de/contributors/roli-mahajan
https://www.dandc.eu/de/contributors/roli-mahajan
https://www.dandc.eu/de/contributors/roli-mahajan
https://www.dandc.eu/de/contributors/roli-mahajan
https://www.dandc.eu/de/contributors/roli-mahajan
https://www.dandc.eu/de/contributors/joerg-doebereiner
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MEHRERE KRISEN ZUGLEICH

Vertreibung durch Klimawandel ist zwar ein 
globales Phänomen, aber besonders hart 
trifft es Länder mit niedrigem und mittle-
rem Einkommen. Die Menschen dort sind 
besonders gefährdet, das streicht auch der 
IFRC-Bericht heraus. Viele von ihnen kämp-
fen mit mehreren Krisen zugleich: Naturka-
tastrophen, Seuchen und gewaltsame Kon-
flikte verstärken sich gegenseitig.

Im Jemen herrscht beispielsweise 
seit Jahren ein bewaffneter Konflikt (siehe 
Tamuna Sabadze in der Rubrik Debatte der 
Digitalen Monatsausgabe 2021/04 von E+Z/
D+C). Covid-19 setzte dem Gesundheitssys-
tem des Landes zusätzlich zu. Sowohl 2020 
als auch 2021 kam es zu starken Überflutun-
gen, und die humanitäre Krise verschärfte 
sich weiter. Hunderttausende waren betrof-
fen, darunter viele Binnenvertriebene, die 
zum zweiten Mal fliehen mussten. Tausende 
Häuser wurden zerstört. Laut dem Bericht 
beinhaltete der Einsatz des Jemenitischen 
Roten Halbmonds unter anderem:

 ● Erste Hilfe zu leisten,
 ● Nahrungsmittel und Hygieneartikel 

zu verteilen,
 ● bei Evakuierungen zu helfen und
 ● psychosoziale Hilfsangebote.

Gerade wenn sowohl Flüchtlinge als 
auch die Gastgemeinden akute humanitäre 
Hilfe benötigen, sei der enge Kontakt vor 
Ort besonders wichtig, um Spannungen zu 
vermeiden, so der Report. Beispielsweise 
sahen sich im März 2021 hunderte Men-
schen aus Angola wegen einer Dürre dazu 
gezwungen, die Grenze nach Namibia zu 
überqueren. Die dortige Bevölkerung muss-
te aber ihrerseits schon Erfahrungen mit 
Lebensmittelknappheit machen. Solche 
Situationen bergen Konfliktpotenzial. Um 
die Lage zu entschärfen, arbeitete das Na-
mibische Rote Kreuz nach eigenen Angaben 
eng mit der Regierung zusammen. Es küm-
merte sich um die Flüchtlinge, während die 
Regierung Lebensmittel und Saatgut an die 
einheimische Bevölkerung verteilte.

PRÄVENTIVE MASSNAHMEN

Der Bericht betont zudem, wie wichtig Prä-
vention ist. Im Kern geht es darum, nicht 
nur Klimaflüchtlingen zu helfen, sondern 
dafür zu sorgen, dass möglichst wenige 
Menschen überhaupt erst zu Klimaflücht-
lingen werden. Beispiel Tuvalu: Dem klei-

nen Inselstaat droht Trinkwasserknappheit 
aufgrund von Dürren. Das Rote Kreuz beob-
achtet deshalb meteorologische Vorhersa-
gen, um das Ausmaß der Wasserknappheit 
auf sieben Inseln möglichst gut vorhersa-
gen zu können. Das Ziel: gegenwärtige und 
künftige Auswirkungen auf die Gesundheit 
und die Lebensgrundlagen der Bewohner 
besser zu verstehen.

Katastrophenmanagement ist eine 
komplexe Angelegenheit. Oft sind viele 
unterschiedliche Behörden und zivilgesell-
schaftliche Organisationen involviert. Da-
mit sie effektiv und effizient handeln könn-
ten, brauche es eine gesetzliche Grundlage, 
die dies ermögliche, so der Bericht. Die Ver-
antwortlichkeiten müssten klar verteilt 
sein. Außerdem könnten Gesetze und an-
dere Regelungen die Grundlage dafür bil-
den, sowohl die Geflüchteten als auch die 
Gastgemeinden gut zu versorgen. Fallbei-
spiele aus Fidschi und Malawi zeigen, wie 
das Rote Kreuz mit Ländern zusammenar-
beitet, um Katastrophenschutzgesetze an-
zupassen.

Eine der Empfehlungen, die der Be-
richt Regierungen gibt, ist denn auch, die 
jeweiligen nationalen Gesetzgebungen, Ver-
fahren und Strategien auf Klimaflüchtlinge 
hin anzupassen. Außerdem müsse mehr da-
für getan werden, dass Menschen nicht zu 
Klimavertriebenen werden.

Auch gegenüber Geldgebern spricht 
der Bericht Empfehlungen aus. Sie sollten:

 ● klimabezogene Finanzierung auf fle-
xible und leicht zugängliche Weise bereit-
stellen,

 ● Klimafinanzierung verknüpfen mit 
humanitärer Hilfe, Entwicklungsausgaben 
und Katastrophenschutz sowie

 ● die Menschen und Organisationen vor 
Ort unterstützen.

Unterm Strich macht der IFRC-Bericht 
klar, welch gravierende Auswirkungen die 
Klimakrise schon jetzt weltweit zeitigt. Er 
gibt aber auch Anlass zur Hoffnung: Die 
Fallstudien zeigen, dass Regierungen und 
zivilgesellschaftliche Organisationen in der 
Lage sind, die Auswirkungen von Naturka-
tastrophen abzumildern, wenn sie vorbe-
reitet sind und koordiniert zusammenar-
beiten. Darin werden sie wohl noch besser 
werden müssen – denn die Klimakrise hat 
gerade erst begonnen.

LINK

IFRC, 2021: Displacement in a changing 

climate.

https://www.ifrc.org/sites/default/files/2021-

10/IFRC-Displacement-Climate-Report-2021_1.

pdf
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Entwicklung und Zusammen-

arbeit / D+C Development 

and Cooperation. 

euz.editor@dandc.eu

Fo
to

: P
ic

tu
re

-a
lli

an
ce

/Z
U

M
A

P
R

E
S

S
.c

om
/D

en
is

 O
ny

od
i

Mitarbeiter des Roten Kreuzes versorgen Überlebende des Zyklons Idai in Mosambik, 2019. 
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AMPELKOALITION

„Nachhaltigkeit“ in der Überschrift

Deutschland hat eine neue Bundesregierung 
mit Olaf Scholz an der Spitze. Die Sozialde-
mokratin Svenja Schulze ist die neue Bun-
desministerin für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung. Die beiden 
Spitzenfrauen des Deutschen Instituts für 
Entwicklungspolitik (DIE) haben in einer 
Pressekonferenz die Perspektiven bewertet.

Von Hans Dembowski

DIE-Direktorin Anna-Katharina Hornidge 
hält Schulze für eine gute Wahl, weil sie 
internationale Erfahrung und Verständ-
nis von Nachhaltigkeitsfragen mitbringe. 
Als Bundesumweltministerin vertrat sie 
Deutschland unter anderem beim Klima-
gipfel in Glasgow. Positiv findet die Wissen-
schaftlerin zudem, dass das Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) eigenständig bleibt 
und nicht – wie zeitweilig vorgeschlagen – 
mit Auswärtigen Amt oder Verteidigungs-
ministerium zusammengelegt wird. Die 
Orientierung an globaler Solidarität werde 
also nicht mit diplomatischen oder Sicher-
heitserwägungen vermengt.

In verschiedener Hinsicht sieht Hor-
nidge im Koalitionsvertrag gute Politik-
grundlagen. Beispielsweise stehe Nachhal-
tigkeit in der Überschrift. Sie lautet: „Mehr 

Fortschritt wagen – Bündnis für Freiheit, 
Solidarität und Nachhaltigkeit“. Das Thema 
Klima durchdringe den ganzen Vertrag, sagt 
die DIE-Chefin. Das sei ein guter Anfang, 
auch wenn andere Aspekte von Nachhaltig-
keit weniger stark betont würden.

Die Entwicklungssoziologin hält es für 
richtig, dass die Ampelkoalition eine werte-
basierte Außenpolitik mit starker multila-
teraler Orientierung verspricht. Grundsätze 
wie Demokratie, Menschenrechte und Di-
versität prägten den Koalitionsvertrag, der 
sowohl die UN-Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung als auch die Pariser Klimaziele als 
Orientierungswerte zitiere. Was das für die 
konkrete Politik bedeuten werde, bleibe je-
doch abzuwarten. Das DIE spricht sich seit 
langem für nachhaltige Entwicklung und 
multilaterale Strategien aus (siehe zum Bei-
spiel Hans Dembowski im Monitor unserer 
Digitalen Monatsausgabe E+Z/D+C 2021/09).

Dem Koalitionsvertrag zufolge wird 
Deutschland künftig mindestens 0,7 Pro-
zent der Wirtschaftsleistung für Entwick-
lungspolitik (ODA – official development 
assistance) aufwenden, wobei 0,2 Prozent 
für geringstentwickelte Länder vorgesehen 
sind. Daraus folgert Hornidge, dass besser-
gestellte Länder entweder weniger Unter-
stützung bekommen werden oder die ODA-
Quote steigen muss. Der Koalitionsvertrag 

verspreche zudem Klimafinanzierung zu-
sätzlich zu ODA. Was das in der Praxis be-
deuten werde, sei noch nicht klar.

Das DIE ist ein staatlicher Thinktank, 
aber als Professorin der Universität Bonn 
genießt Hornidge akademische Unabhän-
gigkeit. Ihre Stellvertreterin Imme Scholz 
wird demnächst als Vorstandsmitglied zur 
Heinrich-Böll-Stiftung wechseln. (In eige-
ner Sache: Sie ist auch Mitglied im Beirat 
von E+Z/D+C).

Scholz rät der neuen Regierung zu 
einer ressortübergreifenden außenpo-
litischen Strategie, um Politikkohärenz 
sicherzustellen. Das wäre auch für die 
Abstimmung innerhalb der EU und die Ent-
wicklungszusammenarbeit nützlich. So sei-
en etwa Klimapartnerschaften mit Entwick-
lungsländern sinnvoll, wobei der European 
Green Deal eine Rolle spielen könne.

Die Entwicklungsforscherin weist da-
rauf hin, dass alle Bundesministerien mitt-
lerweile auf irgendeiner Weise international 
Kooperation betrieben, aber nur das AA 
und das BMZ über echte Länderexpertise 
verfügten. In internationalen Beziehungen 
sei aber großes Fingerspitzengefühl nötig. 
Denn einerseits dürfe Kooperation mit Blick 
auf Klima oder Artenvielfalt nicht gefährdet 
werden, andererseits müssten aber autoritä-
re Potentaten klare Botschaften hören, was 
Demokratie und Menschenrechte angeht.

Scholz lobt das evidenzbasierte Den-
ken der neuen Bundesregierung, die nicht 
nur Entwicklungspolitik, sondern auch 
Militäreinsätze evaluieren will. Wichtige 
Versprechen seien zudem Geschlechterge-
rechtigkeit, der internationale Kampf gegen 
Steuerflucht oder Unterstützung für ein neu 
zu schaffendes internationales Staatsinsol-
venzrecht.

DIE-Direktorin Hornidge hofft, Nach-
haltigkeit werde zum zentralen Thema der 
neuen Regierung. Weil Wissenschaft eine 
gute Grundlage für multilaterale Entschei-
dungsfindung biete, sei es sinnvoll, den Auf- 
und Ausbau von akademischen Kapazitäten 
in Ländern mit niedrigen und mittleren 
Einkommen zu unterstützen. Zudem korre-
liere Orientierung an Fakten mit demokrati-
schem Denken.

HANS DEMBOWSKI 
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ARMUTSBEKÄMPFUNG

Faire Preise festlegen

Um Armut an der Wurzel zu bekämpfen, soll-
ten Regierungen dafür sorgen, dass Ange-
stellte und Bauern angemessen bezahlt wer-
den. Da Marktpreise oft verzerrt sind, sollten 
die Mechanismen der Preisbildung geändert 
werden.

Von Ruud Bronkhorst

Viele Menschen in Entwicklungsländern 
verdienen zu wenig, um sich und ihre Fa-
milien gut zu ernähren. Einige Gründe sind 
niedrige Löhne für Arbeiter, und geringe 
Preise, die Kleinbauern verlangen können.

Um Armut grundlegend zu bekämp-
fen, müsste die Art und Weise der Preis-
festsetzung verändert werden. Die Preise 
für landwirtschaftliche und industrielle 
Erzeugnisse sollten so sein, dass sie jenen, 
die sie erwirtschaften, angemessene Ein-
kommen sichern. Ein fairer Preis muss das 
Minimum abdecken, das ein Hersteller für 
Produktionskosten und Löhne braucht – 
plus einer Marge für Investitionen.

Bei der Debatte über Preisgestaltung 
geht es meist um Marktpreise, die durch 
Angebot und Nachfrage bestimmt werden. 
In der klassischen Wirtschaftstheorie ist 
der Marktpreis der Preis, bei dem Angebot 
und Nachfrage nach einem Produkt ausge-
wogen sind. Im Alltag bestimmen jedoch 
etliche weitere Faktoren, die nichts mit 
Angebot und Nachfrage zu tun haben, den 
Marktpreis. Dass Marktpreise von „Gleich-
gewichtspreisen“ abweichen, hat mehrere 
Gründe:

 ● Manche Märkte sind unausgewogen, 
weil sie nur einen oder wenige Abnehmer 
haben.

 ● Subventionen, Import-/Exportbe-
schränkungen und andere staatliche Ein-
griffe können Preise verzerren.

 ● Der Bedarf verarmter Verbraucher 
ohne Kaufkraft taucht beim Gleichgewichts-
preis nicht auf.

Angesichts dieser Verzerrungen soll-
ten sich politisch Verantwortliche von ortho-
doxen Ideen zur sogenannten Marktpreisge-
staltung distanzieren und auf ethische und 
faire Ansätze fokussieren. Das legt schon 

die Menschenrechtserklärung von 1948 
nahe. In Artikel 23 heißt es, dass „jeder, der 
arbeitet, das Recht auf eine gerechte und 
angemessene Vergütung“ hat. In Artikel 25 
ist zudem das Recht des Arbeitnehmers „auf 
einen Lebensstandard, der ihm und seiner 
Familie Gesundheit und Wohlbefinden si-
chert, inklusive Nahrung, Kleidung, Woh-
nung, ärztliche Versorgung und notwendige 
Sozialleistungen“, verankert.

Auch die UN-Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (Sustainable Development 
Goals – SDGs) weisen in diese Richtung. 
SDG 1 lautet „Keine Armut”, SDG 2 „Kein 
Hunger” und SDG 8 „Menschenwürdige Ar-
beit und Wirtschaftswachstum”. Bestimmte 
Branchen haben Verhaltenskodizes etab-
liert, viele Privatunternehmen haben sich 
zur sozialen Unternehmensverantwortung 
verpflichtet. Vieles davon wäre unnötig, 
wenn Marktpreisbildung wirklich so funk-
tionieren würde, wie die klassische Wirt-
schaftstheorie suggeriert.

Das Bewusstsein dafür, dass es eine 
andere Preispolitik braucht, wächst. Initia 
tiven konzentrieren sich darauf, einen exis-

tenzsichernden Lohn für Arbeiter und ein 
existenzsicherndes Einkommen für Bauern 
zu erreichen.

 ● Ein „existenzsichernder Lohn“ deckt 
die Kosten für Essen (günstige nahrhafte 
Ernährung), Wohnen (gesunde Grundver-
sorgung) und andere wesentliche Dinge 
(Schulgeld, Gesundheitsversorgung) sowie 
einen kleinen Betrag für Notfälle.

 ● Ein „existenzsicherndes Einkommen“ 
ist das Netto-Haushaltseinkommen, das 
Bauersfamilien einen angemessenen Le-
bensstandard und Investitionsspielraum er-
möglicht – auch für Investitionen, die Klein-
bauern etwa in Geräte und Saatgut machen 
müssen, um mit der Klimakrise zurechtzu-
kommen.

Laut der UN-Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation (Food and Agricul-
ture Organization – FAO) waren 2018 mehr 
als 820 Millionen Menschen unterernährt. 
Die FAO befürchtet, dass die globale Erwär-
mung bis 2030 weitere 122 Millionen Men-
schen in die extreme Armut treiben könnte. 
Auch die Weltbank berichtet, dass „Konflik-
te und Klimawandel die extreme Armut in 
Teilen der Welt seit Jahren verstärken“.

BESSERER ANSATZ

Gut ist, dass sich Entwicklungsorganisati-
onen wie die deutsche GIZ oder Fairtrade, 
ein globaler Dachverband, zu dem weltweit 
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Fairtrade-Bananen im Angebot in deutschem Supermarkt. 
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mehr als 1,8 Millionen Landwirte gehören, 
seit Jahren auf die Förderung einer fairen 
Preispolitik konzentrieren. Weiterer Befür-
worter einer Preisreform ist Voice, ein glo-
bales Netzwerk von Nichtregierungsorgani-
sationen und Gewerkschaften, das sich für 
Nachhaltigkeit im Kakaosektor einsetzt.

Eine solche Reform würde den Fokus 
auf die Bedürfnisse der Erzeuger richten, 
statt sich auf die imaginäre, „unsichtbare 
Hand“ des Marktes zu verlassen. Reformer 
haben ein Modell für faire Preisgestaltung 
in der Landwirtschaft entwickelt, das Bau-
ern, die unterschiedliche Feldfrüchte an-
bauen, ein existenzsicherndes Einkommen 
bieten würde. Es legt für jedes Produkt ei-
nen fairen Preis fest.

Dafür rechnet es die Produktionskos-
ten der Landwirte, das für einen angemes-
senen Lebensunterhalt nötige Einkommen 
und weiteren Investitionsbedarf zusammen. 
Diese Summe wird durch die erwarteten Er-
träge geteilt. Natürlich kann ein Landwirt 
höhere Erträge erzielen, wenn er besseres 
Saatgut verwendet, mehr Land nutzt, die 

Bewässerung verbessert oder Düngemittel 
effektiver nutzt.

Die Preiskalkulation berücksichtigt 
dies, indem sie einen Betrag auf den Preis 
aufschlägt, damit der Landwirt solche Ver-
besserungen vornehmen kann. Natürlich 
wäre es auch sinnvoll, dafür zu sorgen, dass 
die Preisgestaltung eine nachhaltige Land-
nutzung fördert, statt eine nicht nachhaltige 
Monokulturproduktion zu maximieren (sie-
he Susanne Neubert im Schwerpunkt der 
E+Z/D+C Digitalen Monatsausgabe 2021/11).

Eine solche Preiskalkulation erhöht 
nicht zwangsläufig die Preise für Konsu-
menten. Sobald Hindernisse in der Liefer-
kette beseitigt sind, ist es oft möglich, Haus-
haltsausgaben stabil zu halten. Übliche 
Hindernisse sind

 ● subventionierte Lebensmittelimporte, 
die lokale Landwirte benachteiligen,

 ● Verdrängung lokaler Produkte durch 
Nahrungsmittelhilfe und

 ● Engpässe in der Vermarktungskette.
Regierungen sollten solche Hindernis-

se abschaffen, damit die Verbraucher keine 
exzessiven Preise zahlen müssen. Das wür-

de zugleich die Chancen der Kleinbauern 
erhöhen.

Man kann nicht genug betonen, dass 
faire Preise für Industrieerzeugnisse und 
Agrarprodukte der ganzen Gesellschaft 
zugutekommen. Höhere Einkommen 
für schlecht bezahlte Arbeiter erhöhen 
die Gesamtkaufkraft, die wiederum das 
Wirtschaftswachstum ankurbelt. Besse-
re Löhne für arme Familien ermöglichen 
Bildungschancen, weil Eltern ihre Kinder 
dann eher in Schulen und Hochschulen 
schicken. Natürlich ist das eigentliche Ziel 
eine gerechtere Gesellschaft – davon hät-
ten alle etwas.

RUUD BRONKHORST 

ist Ökonom für ländliche 

Entwicklung und Autor des 

kürzlich erschienenen Buches 

„Economics of human rights: 

Using the living income/fair price approach to 

combat poverty” (Cham, Switzerland, 2020: 

Springer Nature). Er lebt in den Niederlanden.  

rbronkh@infobridge.org 

rbronkh@planet.nl

Expertenrat aus den Niederlanden

Die Stiftung InfoBridge ist eine 
2002 in den Niederlanden ge-
gründete Non-Profit-Organisa-
tion. Experten mit langjähriger 
Erfahrung in internationaler 
Zusammenarbeit unterstützen 
mit ihrem Knowhow ihre loka-
len Partner in Afrika, Asien, La-
teinamerika sowie der Karibik 
und dem Pazifik. Es gibt drei 
Arten von InfoBridge-Program-
men:

 ● Angewandte Forschung 
für Entwicklung,

 ● Kapazitätsaufbau und 
Lernen,

 ● Wissensaustausch und 
Innovation.

Forschung für faire Prei-
se ist ein wichtiger Tätigkeits-
bereich von InfoBridge, den 
Ruud Bronkhorst koordiniert 
(siehe Haupartikel). Der Fokus 

liegt auf der Methode zur Be-
rechnung fairer Preise für klei-
ne Bauernbetriebe. InfoBridge 

kooperiert unter anderem mit 
Experten von Living Income 
Community of Practice, Living 
Wage Lab und GIZ.

Zur besseren Unterstüt-
zung der Partner in Übersee 
erarbeitet InfoBridge derzeit 

einen Online-Kurs zur Erstel-
lung fairer Preise. Es geht dar-
um:

 ● warum faire Preise wich-
tig sind,

 ● wie man faire Preise für 
verschiedene Produkte errech-
net,

 ● wie man Lücken zwi-
schen fairen Preisen und 
Marktpreisen analysiert und 
schließt,

 ● was fair-pricing für Arbei-
ter, Hersteller, lokale Gemein-
schaften und Umwelt bedeutet 
und

 ● wie man Wertschöp-
fungsketten bewertet.

Der Kurs ist kostenlos, 
Spenden, um seinen Fortbe-
stand zu sichern, sind willkom-
men: support@infobridge.org. 
 RB
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Vorbereitung einer Ladung fair gehandelten Kakaos aus São Tomé und 
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GETEILTER WOHLSTAND

„Die Mittelschicht fehlt“

In Malawi gibt es große Einkommensun-
gleichheit und soziale Ausgrenzung. Viele 
Menschen haben Mühe, über die Runden zu 
kommen, und es besteht wenig Hoffnung, 
dass sich in absehbarer Zeit eine echte Mit-
telschicht herausbilden wird.

Von Rabson Kondowe

James ist verheiratet und hat zwei Kinder, 
die beide auf eine Privatschule gehen. Die 
Familie besitzt ein Auto. James ist ein Ma-
lawier, der zur Mittelschicht gehört. Er ist 
gut ausgebildet und arbeitet als Dozent an 
einem College in der Stadt Blantyre. Den-
noch empfindet er seinen Alltag als hart. 
„Es ist das Überleben des Stärkeren“, sagt 
er. „Das Leben ist so teuer, dass man kreativ 
sein muss, um irgendwo ein paar zusätzli-
che Euro aufzutreiben, um über die Runden 
zu kommen.“

Das Gehalt, das James an der Hoch-
schule verdient, reicht nicht aus, um seine 
Familie zu versorgen und die Ausbildung 
seiner Kinder zu bezahlen: „Ich muss noch 
andere Jobs machen, um die Ausgaben wie 
Schulgeld, Miete, Autounterhalt und andere 
Kosten zu decken.“ Deshalb arbeitet er auch 
als Medienberater.

Es gibt zwar keine genauen Statisti-
ken über die Mittelschicht des Landes, aber 
der Internationale Währungsfonds (IWF) 
schätzte 2017, dass mehr als die Hälfe der 
Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze 
lebt und ein Viertel sogar extrem arm ist. 
Die wenigen Malawier, die der Kategorie der 
Mittelschicht entsprechen, sind in der Regel 
in den drei größten Städten des Landes zu 
finden: Blantyre, Lilongwe und Mzuzu. Sie 
arbeiten meist in der Regierung, im Finanz-
wesen, in der Wirtschaft und im Marketing.

Betcheni Tchereni, Dozent für Wirt-
schaftswissenschaften an der Universität 
von Malawi, sieht jedoch kaum eine Mittel-
schicht in Malawi. Viele Menschen haben 
Mühe, über die Runden zu kommen, sagt er. 
Die Arbeitslosigkeit ist sehr hoch, und eine 
echte Mittelschicht fehlt. Er räumt ein, dass 
einige Menschen relativ wohlhabend sind, 
fügt aber hinzu: „Wenn wir sie mit der Mit-

telschicht in anderen Teilen der Welt ver-
gleichen, sind wir weit davon entfernt, eine 
Mittelschicht zu sein.“ Er sagt, dass diese 
Malawier nicht selten „hoch verschuldet“ 
sind, Schwierigkeiten haben, ihre Kinder 
auf gute Schulen zu schicken und sich oft 
keine angemessene Wohnung leisten kön-
nen.

600 DOLLAR PRO KOPF UND JAHR

Nach der Definition der Weltbank haben 
Volkswirtschaften mit niedrigem mittleren 

Einkommen ein Pro-Kopf-Bruttoinlands-
produkt von über 1000 Dollar. Die aktuellste 
Zahl der Weltbank für Malawi liegt bei etwa 
600 Dollar, sodass das Land zu den Ländern 
mit niedrigem Einkommen gehört.

Malawi wächst nur langsam, was auch 
an der ungleichen Verteilung von Vermö-
gen und Einkommen liegt. Die Herausfor-
derung, die sozialen Ungleichheiten zu 

verringern, ist enorm. Korrupte öffentliche 
Einrichtungen haben die Situation noch 
verschlimmert.

In einem Oxfam-Bericht aus dem Jahr 
2015 heißt es, dass die Kluft zwischen den 
reichsten 10 Prozent der Malawier und den 
ärmsten 40 Prozent in den Jahren 2004 bis 
2011 um fast ein Drittel zugenommen hat. 
Als Gründe nannte Oxfam unter anderem 
eine enorme Staatsverschuldung, geringe 
Steuereinnahmen und das Misstrauen ge-
genüber internationalen Entwicklungspart-
nern, die ihre Hilfe außerhalb des Regie-
rungssystems leisten. Aus diesen Gründen 
fiel es der Regierung schwer, Ressourcen zu 
mobilisieren.

Zwischenzeitlich sind die Gerichte 
damit beschäftigt, die Regierungsführung 
zu verbessern. Der Oberste Gerichtshof hat 
eine manipulierte Präsidentschaftswahl für 

ungültig erklärt. Der neue Präsident Laza-
rus Chakwera gilt als integer, konnte aber in 
der Wirtschaft bisher nichts bewegen (siehe 
Rolf Drescher in der Debatte der E+Z/D+C 
Digitalen Monatsausgabe 2021/05).

Er trat im Sommer 2020 sein Amt 
an, und eine der großen Herausforderun-
gen, vor denen er steht, ist, dass die Covid-
19-Krise die Lage in Malawi verschlimmert Fo
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eNur wenige Malawier zählen zur Mittelschicht: Lehrer in Chiradzulu. 
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hat. Das gilt auch für viele andere Entwick-
lungsländer (siehe Ron Sseggujja Ssekandi 
im Magazin der E+Z/D+C Digitalen Monats-
ausgabe 2021/12). Die Armut wächst – vor 
allem in städtischen Gebieten.

Die großen Probleme bestanden je-
doch schon vor Covid-19. In Wahrheit ar-
beiten die meisten Malawier im informel-
len Sektor, zu dem auch kleinbäuerliche 
Betriebe gehören. Laut einer malawischen 
Arbeitskräfteerhebung aus dem Jahr 2013 
waren 89 Prozent der Bevölkerung in prekä-
ren Beschäftigungsverhältnissen tätig. Wie 
viele afrikanische Länder braucht Malawi 
ein Entwicklungsmodell, „das Beschäfti-
gung im formellen Sektor schafft und allen 
ein gewisses Maß an Einkommenssicher-
heit bietet“, schrieb Ndongo Samba Sylla im 
Schwerpunktteil der E+Z/D+C Digitalen Mo-
natsausgabe 2021/07.

Die Unternehmen des informellen 
Sektors zeichnen sich durch geringe Pro-
duktivität, niedrige Einkommen und feh-
lende soziale Absicherung aus. Dabei spielt 
es kaum eine Rolle, ob die Unternehmen 
in der Landwirtschaft, im verarbeitenden 
Gewerbe oder im Einzelhandel tätig sind. 

Auch wenn sie nicht besteuert wird, geht 
informelle Tätigkeit fast immer mit Armut 
einher.

Davon betroffen ist Joshua Mkandawi-
re. Er ist 32 Jahre alt und betreibt einen klei-
nen Friseursalon in einem einkommens-
schwachen Viertel von Mzuzu. Er hat eine 
Frau und drei Kinder. „Es ist nicht leicht“, 
sagt er, „ich verdiene nicht genug, aber ich 
bin dankbar, denn das ist besser als nichts.“

Seine Frau Catherine verbringt die 
meiste Zeit mit dem Verkauf von Gemüse 
auf der Straße, um etwas Geld dazuzuver-

dienen. Die Wohnkosten und die Miete für 
den Friseurladen, sagt sie, zehren das Ein-
kommen ihres Mannes auf.

Der Wissenschaftler Tchereni ist der 
Ansicht, dass die Regierung ein fruchtba-
reres Umfeld für die formale verarbeitende 
Industrie schaffen und gleichzeitig dafür 
sorgen muss, dass die Arbeitsgesetze einge-
halten werden. „Die meisten Menschen be-
kommen weniger als den Mindestlohn, aber 
wir brauchen eine auskömmliche Bezah-
lung“, sagt er (siehe auch Ruud Bronkhorst 
auf Seite 8 in dieser Digitalen Monatsausga-
be).

„Um die Einkommensungleichheit zu 
verringern, brauchen wir Unternehmer im 
Land. Im Moment haben wir viele Händler 
und keine Unternehmer.“ Laut Tchereni 
würde eine progressive Besteuerung dazu 
beitragen, Einkommen von den Reichen auf 
die Armen zu verteilen.

RABSON KONDOWE 

ist freier Journalist aus 

Blantyre im südlichen Malawi. 

 

kondowerabie@gmail.com

MALAWI

 Lilongwe
 Blantyre

 Mzuzu

GRATIS- 
Abonnements

Wir aktualisieren unsere Vertriebsliste. 
Bildungseinrichtungen, zivilgesellschaftliche Initiativen 

und anderweitige Institutionen mit Bezug zur 
internationalen Entwicklungspolitik können derzeit die 

Druckausgaben von E+Z gratis abonnieren. Das gilt 
ebenso für Individuen, die beruflich oder ehrenamtlich in 

diesem Bereich arbeiten. Das Abo kann auf unserer 
Website bestellt werden: 

www.dandc.eu/de/ez-abonnement

Die Hefte enthalten nicht alles, was wir auf der Website 
(www.dandc.eu) veröffentlichen. Sie dokumentieren 

dauerhaft wichtige Aspekte der internationalen 
Entwicklungsdebatte. 

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 62  
2021/11-12

WWW.DANDC.EU

JEFFREY MOYO                                         
COVID-19 KURBELT ILLEGALEN ALKOHOL-
VERKAUF IN SIMBABWE AN

PAYAL ARORA                                          
WIE TEENAGER DAS INTERNET NUTZEN

SUNDUS SALEEMI                                         
ERNÄHRUNGSSICHERHEIT HÄNGT VON DER 
BIOLOGISCHEN VIELFALT AB  

SUSANNE NEUBERT                                
TRILEMMA DER LANDNUTZUNG ANGEHEN

WANJOHI KABUKURU                                          
NACHHALTIGE NUTZUNG DER MEERE                  

RAPHAEL MWENINGUWE                                         
MALAWIS JUSTIZ SETZT SICH MEHR DURCH

Rechte der Kinder

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 62  
2021/05-06

WWW.DANDC.EU

RONALD SSEGUJJA SSEKANDI                 
PANDEMIE SCHADET MENSCHENRECHTEN

MUKTA MARTENS                                    
AKTIV GEGEN PLASTIKMÜLL IN INDIEN

CHRISTOPH KANNENGIESSER                 
WESHALB DIE PANAFRIKANISCHE             
FREIHANDELSZONE WICHTIG IST 

QAABATA BORU                                     
FLÜCHTLINGSLAGER BRAUCHEN BESSERE 
SCHULEN 

SUNDUS SALEEMI                                
FORTGESETZTE FRAUENUNTERDRÜCKUNG

NAWID PAIGHAM                                      
AFGHANEN FÜHLEN SICH ALLEINGELASSEN

Klimapolitik 

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 62  
2021/07-08

WWW.DANDC.EU

MOUTAZ ALI                                          
COVID-FEHLINFORMATIONEN IN LIBYEN 

SALEEMUL HUQ                                      
WAS VOM KLIMAWANDEL BESONDERS       
BETROFFENE LÄNDER FORDERN

GENESIS EHIMEGBE                              
RECYCLING VON PLASTIKMÜLL IN CÔTE 
D’IVOIRE   

HOMI KHARAS                                           
WACHSENDE MITTELSCHICHTEN   

DUNCAN GREEN                                     
UMVERTEILUNG NACH OBEN                     

JOSE SIABA SERRATE                                   
ZENTRALBANKEN SEHEN KLIMARISIKEN

Pandemie, Patente, 
Pharmamittel

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 62  
2021/09-10

WWW.DANDC.EU

DERRICK SILIMINA                                         
COVID-19 IN SAMBISCHEM PFLEGEHEIM

NDONGO SAMBA SYLLA                      
NOCH IST AFRIKAS MITTELSCHICHT KLEIN

PAUL D. MILLER                                       
DREI GROSSE FEHLER FÜHRTEN ZUR     
NIEDERLAGE IN AFGHANISTAN  

EYRAM TAWIA                                         
AFRIKANISCHE COMPUTERSPIELE 

IPSITA SAPRA                              
FÜR JUNGE INDERINNEN HAT ONLINE-     
UNTERRICHT GROSSE NACHTEILE   

MOUTAZ ALI                                            
TUNESIENS DEMOKRATIE IST IN GEFAHR 

Rassismus       
im Alltag

https://www.dandc.eu/de/article/vielen-afrikanischen-laendern-hat-corona-die-ungleichheit-verstaerkt-auch-uganda
https://www.dandc.eu/de/article/vielen-afrikanischen-laendern-hat-corona-die-ungleichheit-verstaerkt-auch-uganda
https://www.dandc.eu/de/article/vielen-afrikanischen-laendern-hat-corona-die-ungleichheit-verstaerkt-auch-uganda
https://www.dandc.eu/de/article/afrikanische-laender-brauchen-grundlegende-reformen-damit-die-mittelschicht-wachsen-kann
https://www.dandc.eu/de/article/afrikanische-laender-brauchen-grundlegende-reformen-damit-die-mittelschicht-wachsen-kann
https://www.dandc.eu/de/article/afrikanische-laender-brauchen-grundlegende-reformen-damit-die-mittelschicht-wachsen-kann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rabson-kondowe
https://www.dandc.eu/de/contributors/rabson-kondowe
https://www.dandc.eu/de/contributors/rabson-kondowe
https://www.dandc.eu/de/ez-abonnement?utm_source=magazine&utm_medium=qr&utm_campaign=2020


Handel mit 
Schwarzgebranntem
Als in Simbabwe Bierkneipen, Bars und 
Spirituosengeschäfte wegen Corona 
geschlossen wurden, begann der Handel 
mit selbstgebrannten alkoholischen 
Getränken zu florieren. Diesen illegalen 
Verkauf gab es natürlich schon vor der 
Covid-19-Krise, und er geht auch jetzt, wo 
die Bars wieder geöffnet sind, weiter.

Die Händler füllen ihren selbst 
gebrannten Schnaps, der in behelfsmä-
ßigen Brennereien hergestellt wird, in 
leere Flaschen mit Markenalkohol ab 
und verkaufen ihn an Marktständen und 
am Straßenrand. Der 26-jährige Forward 
Nyakuenda aus dem Township Mbare 
bei Harare ist vor Kurzem in den Handel 
eingestiegen. Er verkauft 200-Milliliter-
Flaschen für 50 US-Cent das Stück.

An seinem Marktstand stellt Nyaku-
enda die Flaschen in ordentlichen Reihen 
auf. Es kleben Markenetiketten wie Café-
Rum, Challenger, King Stallion und Two 
Keys darauf. Die Kunden wissen, dass 
es keine Markenprodukte sind, aber das 
scheint sie nicht zu stören.

Der Verkauf ist illegal, aber Ny-
akuenda fürchtet die Razzien der Polizei 
nicht. „Die Polizei will nur Geld“, sagt 
Nyakuenda. „Ich gebe ihnen jeden Tag 
einen 5-Dollar-Schein, und sie lassen 
mich in Ruhe. Sie stehen jetzt auf meiner 
Gehaltsliste.“ Während des Lockdowns 
nahm er 200 bis 250 Dollar pro Tag mit 
seinem Alkohol ein.

Der Handel mit Schwarzgebrann-
tem hat eine lange Tradition und ist 
in vielen armen Ländern üblich. Der 
hausgemachte Alkohol ist in Simbabwe 
als Musombodia, Kachasu oder Tumbwa 
bekannt. Es ist eine Mischung aus Alko-
hol und braunem Lebensmittelfarbstoff. 
Gelegentlich kommt es zu Vergiftungen 
aufgrund eines überhöhten Ethanol-
gehalts, und Menschen erblinden oder 
sterben sogar.

Hilton Nyamukapa vom Zimbabwe 
Civil Liberties and Drug Network spricht 
sich für die Legalisierung von selbst ge-
branntem Alkohol aus: „Illegaler Alkohol 
ist billig und leicht zugänglich, und vor 
allem junge Arbeitslose greifen zu.“ Die 
Nachfrage kann auf legalem Wege bisher 
nicht gedeckt werden. Die Erfahrung auf 
internationaler Ebene zeigt, dass illegaler 
Handel nicht zu regulieren ist. So kann es 
keine Qualitätskontrolle geben, um bei-
spielsweise Vergiftungen zu verhindern.

Mitte November waren nach An-
gaben der Nachrichtenagentur Reuters 
etwa 20 Prozent der Simbabwer geimpft, 
und die Bars wurden wieder für Gäste 
mit Impfbescheinigungen geöffnet. Der 
illegale Alkoholhandel ist aber weiter 
in vollem Gange – und wird auch nicht 
verschwinden. Eine Kundin ist die 
24-jährige Teddy Gwangwava. Sie sagt, sie 
trinke illegalen Alkohol, um ihre Sorgen 
zu ertränken, wie etwa ihre Arbeitslosig-
keit (siehe auch mein Nowadays in der 
Digitalen Monatsausgabe von E+Z/D+C 
2018/12). Gwangwava versorgt auch ande-
re. Sie kauft selbst hergestellten Alkohol 
im benachbarten Südafrika und schmug-
gelt ihn mit Hilfe von Fernfahrern nach 
Simbabwe.

Während des Lockdowns mussten 
die Besitzer ihre Bars schließen. Einige 
sind mangels Alternativen auf den ille-
galen Handel umgestiegen. Mike Mhike 
aus Warren Park, einem Viertel westlich 
von Harare, gehört ihnen. Er hat Leute 
angestellt, die den Schnaps an Straßen-
ständen in der Hauptstadt verkaufen. Er 
sagt, dass die Leute sich gerne betrinken, 
weil viele von ihnen gestresst sind.

JEFFREY MOYO 

ist ein Journalist aus 

Harare. 
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BÜRGERKRIEG

Ratlose Afrikanische Union

Die humanitäre Lage in Äthiopien ist katas-
trophal. In dem blutigen Konflikt kann keine 
Seite nachgeben. Aus mehreren Gründen 
unterstützen die Entscheidungsträger der 
Afrikanischen Union (AU) im Stillen Premier-
minister Abiy Ahmed.

Von Alphonce Shiundu

Die Büros der Afrikanischen Union sind in 
Addis Abeba, der äthiopischen Hauptstadt, 
und ihre Bediensteten kommen aus den 
verschiedenen Ländern des Kontinents. Das 
ist ein Grund, weshalb die Staats-und Re-
gierungschefs, die in AU-Gremien den Ton 
angeben, nicht viel Druck auf Abiy machen. 
Kritik an seiner Regierung wäre riskant, weil 
niemand weiß, wie sie reagieren würde.

Andere Überlegungen wiegen aber 
sicherlich schwerer. Afrikanische Spitzen-
politiker sehen den Bürgerkrieg in einem 
ähnlichen Licht, wie Abiy das tut. Demnach 
bekämpft seine legitime Regierung seit 13 
Monaten einen illegitimen Aufstand. Als 
Abiy die ersten Truppen in die Region Ti-
gray schickte, sprach er von „Recht und Ord-
nung“, die wiederhergestellt werden sollten. 
Die regionale Regierung der TPLF (Tigray’s 
People’s Liberation Front) hatte zentral-
staatliche Regeln nicht befolgt.

Zum komplizierten Hintergrund 
gehört aber, dass die TPLF lange Zeit die 
EPRDF (Ethiopian People’s Revolutiona-
ry Democratic Front) dominierte. Diese 
Partei beruhte auf ethnischen Milizen, die 
gemeinsam in einem zähen Guerillakrieg 
den Militärdiktator Mengistu Haile Mariam 
bekämpften. 1991 übernahm sie die Macht 
und regierte danach jahrzehntelang. Anfang 
2018 machte sie Abiy zum Premierminis-
ter. Die Hoffnung war sicherlich, er werde 
als Oromo die zunehmend antitigrinische 
Stimmung im Land in den Griff bekommen 
und die Macht der EPRDF festigen. Stattdes-
sen stieß er die TPLF vor den Kopf, indem er 
die Partei auflöste und eine neue gründete.

Aus Sicht der Spitzenpolitiker ande-
rer afrikanischer Länder versucht nun eine 
ehemals einflussreiche Elite, wieder an die 
Macht zu kommen. Mit derartigem Verhal-

ten von Oppositionsgruppen rechnen sie 
auch zu Hause. Folglich sympathisieren sie 
mit Abiy und unterstützen ihn im Stillen. 
Dass auch Eritrea in den Konflikt involviert 
ist und dessen despotischer Präsident Isai-
as Afwerki Abiy unterstützt, macht die Lage 
noch komplizierter. Vor zwei Jahrzehnten 
forderte ein blutiger Krieg zwischen Eritrea 
und dem TPLF-geführten Äthiopien bis zu 
100 000 Menschenleben. Die brutale Dikta-
tur Eritrea ist auch ein AU-Mitglied.

Der AU-Spitze ist jedoch auch klar, 
dass sie den Konflikt nicht ignorieren kann, 
wenn sie die geopolitische Relevanz der ei-
genen Organisation nicht infrage stellen 
will. Folglich wählt der Vorsitzende der 
AU-Kommission, Muassa Faki Mahamat, 
seine Worte vorsichtig und diplomatisch. Er 
spricht sich für „territoriale Integrität und 
nationale Souveränität“ aus, fordert zu „Di-
alog“ auf und appelliert dazu, „Leben und 
Eigentum von Zivilisten“, aber auch die In-
frastruktur zu schützen. Das ist alles richtig, 
verpufft aber wirkungslos.

Vermutlich sollte er nicht zu streng 
beurteilt werden. Das Kernproblem ist, dass 
nur Äthiopier Äthiopiens Probleme lösen 
können, beide Seiten aber extrem stur sind. 
Die AU hat Olusegun Obasanjo, den ehema-

ligen Präsidenten Nigerias, als Vermittler 
beauftragt. Am selben Tag, als er konsta-
tierte, Krieg sei ein „Versagen der Politik“, 
meldeten beide Seiten Geländegewinne und 
kündigten neue Offensiven an.

Tatsächlich ist die Gewalt seit Novem-
ber 2020 entsetzlich eskaliert (siehe hierzu 
Markus Rudolf in der Debatte der E+Z/D+C 
Digitalen Monatsausgabe 2021/10). Außer 
Tigray sind nun noch andere Regionen be-
troffen, und die Zivilbevölkerung dient im 
Kampf um die öffentliche Meinung weltweit 
als Geisel.

Obasanjo weiß, dass weder Abiy noch 
die TPLF nachgeben können. Beide sind 
gnadenlos und wollen den Sieg. Ihre milita-
ristische Mentalität stammt aus dem Kampf 
gegen Mengistu und wurde im eritreisch-
äthiopischen Krieg weiter verhärtet. Das 
macht echten Dialog schwer. Außenstehen-
de können nicht viel tun.

Es wäre sicherlich hilfreich, wenn die 
Abiy-Regierung aufhören würde, die TPLF 
als Terroristen zu bezeichnen. Andererseits 
muss die TPLF akzeptieren, dass inklusive Po-
litik komplexe und kleinteilige Verhandlung 
erfordert. Derzeit blockieren beide Seiten den 
Weg zu Frieden und Wohlstandsentwicklung. 
Beide sollten bedenken, dass nur Äthiopier 
Äthiopiens Probleme lösen können.

ALPHONCE SHIUNDU 
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DR KONGO

Erneutes Wahlchaos droht

In der Demokratischen Republik (DR) Kongo 
sind die politischen Spannungen groß. Es ist 
fraglich, ob es unter Präsident Félix Tshi-
sekedi glaubhafte und unabhängige Wahlen 
geben wird.

Von Gesine Ames

Im Jahr 2023 steht in der DR Kongo die Prä-
sidentschaftswahl an. Im Vorfeld verschärft 
eine umstrittene Entscheidung die ohnehin 
angespannte politische Lage in dem Land: 
Das kongolesische Verfassungsgericht hat im 
Oktober 2021 Denis Kadima als neuen Präsi-
denten der Nationalen Unabhängigen Wahl-
kommission (Independent National Electo-
ral Commission – CENI) vereidigt. Er wird 
somit maßgeblich für die Durchführung der 
Präsidentschaftswahl verantwortlich sein.

Eigentlich sollte der CENI-Chef von 
den acht wichtigsten religiösen Institutionen 
des Landes im Konsens bestätigt werden. Die 
katholische Bischofskonferenz CENCO und 
der Zusammenschluss der protestantischen 
Kirchen ECC lehnten Kadima allerdings ab. 
Die Kirchenführer äußerten Bedenken hin-
sichtlich seiner Unabhängigkeit. Ihrer Mei-
nung nach ist er der Wunschkandidat des 
amtierenden Präsidenten Tshisekedi. Be-
richten zufolge setzten Vertreter:innen des 
Präsidenten Korruption und Drohungen ein, 
um Kadima ins Amt zu verhelfen.

Ähnlich kritisch äußerten sich ande-
re Spitzenpolitiker und pro-demokratische 

Aktivist:innen. Viele beunruhigt, dass auch 
an die Spitze anderer wichtiger Institutionen 
bereits Tshisekedi-Loyalisten gesetzt wur-
den. Das betrifft auch das Verfassungsge-
richt, das für die Bestätigung der Ergebnisse 
der Präsidentschaftswahl zuständig ist.

Schon vor Kadimas Vereidigung war es 
in der Hauptstadt Kinshasa zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen gekommen – zwi-
schen Anhänger:innen von Präsident Tshi-
sekedi und des Oppositionsführers Martin 
Fayulu. Im November demonstrierten dann 
Tausende in Kinshasa friedlich gegen die 
Politisierung der CENI. Zeitgleich kam es im 
Südosten des Landes zu gewaltsamen Über-
griffen auf Demonstrierende durch Sicher-
heitskräfte.

Die Bevölkerung hat bereits während 
der vergangenen Präsidentschaftswahl 2018 
erfahren, wohin nicht unabhängige Wahlor-
gane führen können (siehe meinen Beitrag 
in der Rubrik Debatte in der E+Z/D+C Di-
gitalen Monatsausgabe 5/2018). Daten der 
CENI und der Wahlbeobachtungsmission 
der katholischen Kirche legen nahe, dass 
Martin Fayulu der eigentliche Sieger dieser 
Wahl ist. Es kam allerdings anders: Der da-
malige Präsident Joseph Kabila durfte zwar 
selbst nicht mehr zur Wahl antreten, kon-
trollierte aber wichtige Institutionen wie 
die CENI und das Verfassungsgericht. Das 
erlaubte ihm, einen Deal mit dem Opposi-
tionellen Félix Tshisekedi auszuhandeln. 
Kabila sorgte dafür, dass die CENI Tshiseke-

di als Wahlsieger bestätigte. Im Gegenzug 
sicherte er seiner eigenen Parteienplattform 
die Mehrheit im Parlament sowie die Kont-
rolle über die Sicherheitskräfte.

Als Tshisekedi Anfang 2021 seine Ko-
alition mit Kabila beendete und eine neue 
Regierung ernannte, hofften Beobachter 
auf Reformen und stärkere Korruptions-
bekämpfung. Tshisekedis bisherige Bilanz 
ist allerdings ernüchternd. So nahmen im 
Osten des Landes gewaltsame Konflikte an 
Intensität zu. In den Provinzen Ituri und 
Nord-Kivu ist seit März sogar der Kriegszu-
stand verhängt. Unter der Militärregierung 
stieg die Zahl der gewalttätigen Übergrif-
fe auf die Zivilbevölkerung an. Neben den 
Verhaftungen von pro-demokratischen 
Aktivist:innen wurden drei Journalisten er-
mordet, die zum Kriegszustand und zu Ver-
fehlungen der Armee recherchierten. Auch 
die Versammlungs- und Meinungsfreiheit 
wurde eingeschränkt.

Insbesondere die ungewisse Dauer 
dieses Ausnahmezustands ist ein Indikator 
dafür, dass die DR Kongo in ein ähnlich cha-
otisches Szenario wie in den Jahren vor der 
Präsidentschaftswahl 2018 fallen könnte. 
Anlass zur Sorge geben auch der fehlende 
politische Wille, die Wahlen rechtzeitig vor-
zubereiten, sowie deren unklare Finanzie-
rung.

Die deutsche Bundesregierung und die 
EU-Mitgliedsstaaten haben die Zusammen-
arbeit mit der kongolesischen Regierung 
erneut aufgenommen. Sie sollten ihr gegen-
über vier wichtige Forderungen stellen:

 ● einen transparenten Wahlkalender
 ● eine nachvollziehbare Wahlfinanzie-

rung
 ● die Zulassung unabhängiger Wahlbe-

obachtung und
 ● die Wahrung der demokratischen 

Rechte der Opposition und Zivilgesellschaft.
Trotz seines eigenen fragwürdi-

gen Weges zur Macht ist es an Präsident  
Tshisekedi, die Glaubwürdigkeit der Politik 
wiederherzustellen. Freie und faire Wahlen 
sind dafür unabdingbar.

GESINE AMES 

ist Koordinatorin des 

Ökumenischen Netzes 

Zentralafrika (ÖNZ), eines 

Zusammenschlusses 

kirchlicher Werke für Frieden, Menschenrechte 

und Entwicklung. 
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Die kongolesische Provinz Ituri kommt nicht zur Ruhe.
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SOZIALE MEDIEN

Hunderttausende Online-Trolle

Einem alten Spruch zufolge erfordern Wahl-
erfolge auf den Philippinen drei „Gs“:  
Gewehre, Gauner und Gold (guns, goons and 
gold). Nun gehört noch ein „T“ für Trolle dazu.

Von Alan C. Robles

Vor fünf Jahren halfen zehntausende Face-
book-Trolle Rodrigo Duterte, mit einem 
Stimmenanteil von 39 Prozent die Präsi-
dentschaftswahlen zu gewinnen (siehe mei-
nen Beitrag im Schwerpunkt der E+Z/D+C 
Digitalen Monatsausgabe 2020/12). Er ist für 
Gewalt berüchtigt, denn Mordkommandos 
prägten seine Amtszeit als Bürgermeister in 
Davao. Dennoch stellte Internetpropaganda 
ihn als Retter der Nation dar. Das gelang, 
weil:

 ● Facebook – genutzt von 80 Prozent 
der 110 Millionen Menschen auf den Philip-
pinen – zum Alltag gehört und

 ● das Unternehmen allen vor der Wahl 
freien Internet-Netzzugang schenkte, die 
Nauf seiner Plattform blieben.

Das Geschenk war vergiftet. Falschin-
formation von Trollen ist heute normal. Du-
terte hat sogar einer „Influencerin“ mit einer 
4-Millionen-starken Facebook-Gefolgschaft 
mehrere lukrative Posten gegeben. Ihr 
Spitzname „Queen of Fake News“ benennt 
ihre Hauptqualifikation. Heute beherrschen 
hunderttausende von Duterte-Trollen Fa-
cebook. Sie nennen sich „Duterte Diehard 
Supporters” („unverwüstliche Duterte-Un-
terstützer”), wobei sie das Kürzel DDS um-
definieren. Ursprünglich stand es für Davao 
Death Squads (Davao Todesschwadronen).

Wer die Regierung kritisiert, wird 
angegriffen. Auf Facebook, Twitter und 
YouTube tobt ein permanenter Sturm der 
Entrüstung. Trolle werfen oppositionellen 
Abgeordneten, Menschenrechtsengagierten 
sowie professionell juristisch oder journa-
listisch Arbeitenden „Kommunismus“ vor. 
Häufig folgen körperliche Angriffe durch 
Sicherheitskräfte oder Privatleute. Es gab 
schon Todesopfer.

Die Trolle mobilisieren innerhalb von 
Minuten Gleichgesinnte. Sie unterhöhlen 
das Vertrauen in die Presse, erfinden Ge-

schichten und verbreiten regierungsamtli-
che Falschmeldungen.

Vor fünf Jahren kam Dutertes digita-
le Desinformation überraschend. Er war 71 
Jahre alt, und ob er überhaupt wusste, was 
Facebook ist, war nicht klar. Vermutlich 
stützte er sich jedoch auf Expertenrat. Alex-
ander Nix von der für digitale Meinungsma-
nipulation berüchtigten Firma Cambridge 
Analytica traf sich 2015 mit drei Männern 
in Manila. Einer wurde später Dutertes Di-
rektor für soziale Medien, einer sein Wahl-
kampfsprecher, und der Dritte wurde ins 
staatliche Informationsamt berufen.

TESTLAUF FÜR TRUMP UND BREXIT

Auf den Philippinen teste Cambridge Ana-
lytica laut Whistleblower Christopher Wylie 
Propagandamethoden, die 2016 dann auch 
zur Unterstützung von Donald Trump bei 
den Präsidentschaftswahlen sowie des bri-
tischen Austritts aus der EU beim Referen-
dum eingesetzt wurden. Die Philippinen 
kam das teuer zu stehen. Human Rights 
Watch zufolge sind wegen Dutertes angebli-
chem Krieg gegen Drogen mittlerweile rund 
12 000 Menschen gestorben. Andere gehen 
sogar von 30 000 Toten aus. Der Internati-
onale Strafgerichtshof lässt deshalb gegen 

Duterte ermitteln. Ihm werden Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit vorgeworfen.

Propaganda und Desinformation gibt 
es seit Generationen, aber soziale Medien 
erleichtern die Organisation und verbilligen 
die Umsetzung. Große Internetplattformen 
dulden Trolle, weil ihre Werbeeinnahmen 
davon abhängen, wie lange Besuchende auf 
ihren Seiten bleiben. Ärger und Wut halten 
Menschen am Bildschirm fest. Facebook sei 
nicht dazu optimiert, Menschen glücklich 
zu machen, schreibt der Schriftsteller Cory 
Doctorow, sondern sie beschäftigt zu halten.

Das ist ein internationales Problem. 
Kürzlich warnte die Facebook-Whistleblo-
werin Frances Haugen, gegen Lügenpro-
paganda müsse zügig gehandelt werden. 
Andernfalls würden sich die Erstürmung 
des Kapitols in Washington am 6. Januar 
sowie genozidale Gewalt in Myanmar und 
Äthiopien nur als Auftakt zu Schlimmerem 
erweisen.

Auf den Philippinen hat Facebook 
Besserung versprochen. Das Unternehmen 
hat zugegeben, dass Cambridge Analytica 
Daten von 1,17 Millionen Nutzenden stahl. 
Es hat erfundene Profile gelöscht und ein-
geräumt, dass das Militär Desinformati-
onsseiten betrieb. Die DDS-Trolle sind aber 
unvermindert aktiv. Aggression und Ein-
schüchterung gehen weiter.

ALAN C. ROBLES 

ist freier Journalist und lebt in 

Manila. 

Twitter: https://twitter.com/

hotmanila
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Protest gegen Facebook 2019 in Manila. 
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www.linkedin.com/company/d-c-development-and-cooperation

Liebe Leserinnen und Leser,  

wir sind neuerdings auch auf LinkedIn 
vertreten, dem sozialen Netzwerk für 
berufliche Kontakte. Wir laden Sie herzlich 
ein, uns dort zu folgen. Sie finden uns 
unter    
www.linkedin.com/company/  
d-c-development-and-cooperation

Wir werden auf LinkedIn kurze 
Kommentare veröffentlichen und Themen 
künftiger Ausgaben von E+Z/D+C 
diskutieren. Außerdem werden wir dort auf 
wichtige neue Inhalte unserer Website 
www.dandc.eu hinweisen.

DEVELOPMENT AND 
COOPERATION D+C

Folgen Sie  
uns auf  

LinkedIn!

https://www.linkedin.com/company/d-c-development-and-cooperation


Im argentinischen Córdoba feiern 

Frauen im Dezember 2020 das neue 

Abtreibungsgesetz.
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SCHWERPUNKT

Frauen fördern
„Bildung und Erwerbsarbeit helfen Frauen, selbst-
bewusster aufzutreten.“  SUNDUS SALEEMI, S. 18

„Ohne Vorwissen ist das Einsetzen der ersten Regel-
blutung ein Schock.“   MAHWISH GUL, S. 20

„Moderne Kommunikationstechnik kann helfen, über 
Traditionen zu sprechen.“    MONA NAGGAR, S. 22

„Traditionell werden Mädchen als künftige Mütter 
gesehen. Das muss sich ändern.“  
 MABINGUÉ NGOM, S. 24 

„Ein burundisches Sprichwort sagt: ,Wer keine gute 
Frau hat, ist nicht reich.‘“  MIREILLE KANYANGE, S. 25

„Fehlende Geschlechtergleichstellung zeigt sich auch 
in rechtlichen Angelegenheiten.“  
 ALPHONCE SHIUNDU, S. 27

„Dominikanische Frauen wollen vom Gesetz geschützt 
werden.“  MARJORIE PONS PIÑEYRO, S. 29

„Zugang zu sicheren und legalen Schwangerschafts-
abbrüchen ist enorm wichtig.“  
 VIRGINIA CABALLERO UND MARÍA LÍA GHEZZI, S. 30

„Behinderte Frauen erleben oft Stigmatisierung und 
Ausgrenzung.“   SABINE BALK, S. 32  

„Frauen tragen ein größeres Risiko bei der Pandemie-
bekämpfung.“  SABINE BALK, S. 33 
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FRAUEN FÖRDERN

GESCHLECHTERGERECHTIGKEIT

Selbstvertrauen ist wichtig

Um echte Gleichberechtigung zu erreichen, 
müssen wir Frauen stark machen. Ausgren-
zung, Diskriminierung und Gewalt müssen 
endlich aufhören. Entscheidend dafür ist, 
Frauen den Zugang zu Bildung und Arbeit zu 
ermöglichen.

Von Sundus Saleemi

Die heutige Schieflage zwischen den Ge-
schlechtern ist über Jahrtausende gewach-
sen. Soziokulturelle Traditionen und wirt-
schaftliche Prozesse spielten dabei eine 
wichtige Rolle. Die Folgen dieser Entwick-
lung rückgängig zu machen ist alles andere 
als einfach – aber machbar.

Weltweit sind Frauen auf verschie-
denste Arten benachteiligt: Sie haben we-
niger Chancen auf Bildung und Arbeit und 
besitzen weniger materielles und imma-
terielles Vermögen. Selbst wenn Frauen 
genauso kompetent sind und die gleiche 
Arbeit machen wie Männer, werden sie oft 
schlechter bezahlt. Dieses Lohngefälle be-
steht weiterhin überall auf der Welt. Außer-
dem leisten Frauen überall einen unverhält-

nismäßig hohen Teil der Hausarbeit und der 
unbezahlten Pflege und Fürsorge.

Zwei weitere wichtige Phänomene, die 
ebenfalls weltweit auftreten, sind:

 ● Frauengesundheit erfährt zu wenig 
Beachtung und

 ● Frauen sind in besonderem Maße Ge-
walt ausgesetzt.

Wirklich vollumfängliche Gleichstel-
lung gibt es nirgendwo. Im internationalen 
Vergleich liegen die Regionen mit den größ-
ten Ungleichheiten im globalen Süden. Um 
das zu ändern:

 ● brauchen Frauen besseren Zugang zu 
materiellen und immateriellen Ressourcen,

 ● müssen sie mehr Mitspracherecht be-
kommen, sowohl in privaten als auch in öf-
fentlichen Angelegenheiten, und

 ● muss das Wohl von Frauen und Mäd-
chen den gleichen Stellenwert erhalten wie 
das von Männern und Jungen.

Formale Bildung spielt dabei eine ent-
scheidende Rolle, auch wenn sie nicht alle 
Probleme löst. Lese-, Schreib- und Rechen-
kompetenzen sind extrem wichtig (siehe 
hierzu meinen Beitrag im Schwerpunkt-

teil der E+Z/D+C-Digitalen Monatsausga-
be 2021/04). Ohne sie kann sich niemand 
selbstständig informieren oder richtig mit 
Geld umgehen.

Eine solide Schulbildung stärkt zudem 
die kognitiven und intellektuellen Fähigkei-
ten: Frauen lernen, welche Rechte sie haben 
und wie sie Zugang zu staatlichen Instituti-
onen bekommen, etwa zu Gerichten. Auch 
komplexere Finanzdienstleistungen sind 
vor allem gebildeten Menschen zugänglich.

BESSERER ZUGANG ZU BILDUNG

Mädchen und Frauen verdienen deshalb 
endlich einen besseren Zugang zu Primär-, 
Sekundär- und Tertiärbildung. Sie liegen 
hier immer noch hinter ihren männlichen 
Altersgenossen zurück. In Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen lag 
die Einschulungsquote in weiterführende 
Schulen 2010 für Mädchen bei nur 34 Pro-
zent – gegenüber 41 Prozent bei Jungen 
(siehe Esther Duflo, 2012). In Südasien und 
Subsahara-Afrika hat sich das Bildungsge-
fälle zwischen 1960 und 2010 vergrößert. 
In beiden Regionen gingen Jungen 2010 
im Median mehr als drei Jahre länger zur 
Schule als Mädchen (siehe Evans et al., 
2020).

Laut der dänischen Wirtschaftswis-
senschaftlerin Ester Boserup, einer Pio-
nierin auf den Gebieten Gender und Ent-
wicklungsarbeit, ist formale Bildung der 
Schlüssel zu besseren Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt. Sie schrieb 1970, dass Mädchen 
hier zwangsläufig im Nachteil seien, solange 
sie unter einem doppelten Handicap leiden 
müssten: einer familiären Erziehung, die 
ihnen ein geringes Selbstwertgefühl vermit-
telt, und schlechteren Ausbildungsmöglich-
keiten im Vergleich zu Jungen.

Um Geld zu verdienen, müssen Frauen 
in der Regel erwerbstätig sein. Verdienen sie 
genug, können sie sparen und ein eigenes 
Vermögen aufbauen. Historisch gesehen ge-
schieht dies vor allem in Gesellschaften, in 
denen sich auch der Status der Frau verbes-
sert hat. Überall dort, wo viele Frauen durch 
Erwerbsarbeit finanziell unabhängiger wur-
den, gingen auch die geschlechtsspezifi-
schen Ungleichheiten insgesamt zurück.

Beispielsweise haben ostasiatische 
Länder wie Taiwan und Südkorea hier grö-
ßere Fortschritte gemacht als südasiatische 
Länder wie Indien und Pakistan. Der Rück-
gang der Ungleichheit in diesen Regionen Fo
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Arbeitsplätze sind wichtig: Frauen in der Keramikherstellung in Dhaka, Bangladesch. 
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liegt laut der Gender-Historikerin Alice 
Evans (2021) daran, dass mehr Frauen er-
werbstätig sind.

POSITIVE DYNAMIK

Auch in Bangladesch hat eine solche Auf-
wärtsdynamik eingesetzt: Frauen bewei-
sen sich mehr und mehr in der formellen 
Erwerbsarbeit und lenken dadurch die 
Aufmerksamkeit auf bessere Bildung von 
Mädchen. Zugleich erhöht diese bessere Bil-
dung wiederum die Möglichkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt. Die Folge: Während Bangla-
desch lange Zeit als „hoffnungsloser Fall“ 
galt, rangiert das Land heute im Gender Gap 
Index des Weltwirtschaftsforums vor Indi-
en, Pakistan und Sri Lanka. Auch bei den 
Millenniums-Entwicklungszielen war Ban-
gladesch regional führend. Die Alphabeti-
sierungsrate ist relativ hoch und die Mütter- 
und Kindersterblichkeitsrate niedrig.

Bildung und Erwerbsarbeit helfen 
Frauen, auch in der Familie und im öffent-
lichen Leben selbstbewusster aufzutreten. 
Insbesondere die Anzahl der Kinder in ei-
ner Familie hängt wesentlich mit dem Bil-
dungsstand von Frauen zusammen, deshalb 
ist fundierte Sexualaufklärung besonders 
wichtig (siehe hierzu Aditi Roy Ghatak in 
der Rubrik Debatte der E+Z/D+C-Digitalen 
Monatsausgabe 2019/05). Verhütungsmit-
tel werden umso häufiger genutzt, je besser 
Frauen über Fortpflanzungsgesundheit Be-
scheid wissen und je emanzipierter sie ge-
genüber ihren Männern sind.

Studien zeigen, dass das Mitsprache-
recht von Frauen im Familienleben mit 
steigendem Einkommen und Bildungsgrad 
zunimmt. Gleichzeitig nimmt die häusliche 
Gewalt ab. Gebildete Frauen leiden seltener 
unter Misshandlungen, und wer selbstbe-
wusst ist, kann auch unerwünschte sexuelle 
Annäherungsversuche und Belästigungen 
bestimmter zurückweisen. Weltweit genie-
ßen Vergewaltiger immer noch weitgehend 
Straffreiheit, und Analphabetismus und fi-
nanzielle Abhängigkeit erschweren es Frau-
en, die Täter vor Gericht zu bringen.

Bildungseinrichtungen spielen oft 
eine wichtige Rolle dabei, Geschlechterfra-
gen ins Bewusstsein zu holen. In patriar-
chalen Gesellschaften neigen Frauen dazu, 
ihre Lebensumstände als unabänderlich zu 
akzeptieren (siehe Mahwish Gul im Schwer-
punktteil der E+Z/D+C-Digitalen Monats-
ausgabe 2020/09). Wo Mädchen über Ge-

nerationen hinweg von formaler Bildung 
ausgeschlossen wurden, fällt es ihnen 
schwerer, sich gegen Ausgrenzung zu weh-
ren.

Gerade außerhalb des Elternhauses 
können sich Mädchen und junge Frauen 
auf neue Weise frei fühlen. Besonders wich-
tig sind Schulen und Universitäten (siehe 
hierzu Ipsita Sapra im Magazinteil der E+Z/
D+C Digitalen Monatsausgabe 2021/11). Dort 
lernen Schülerinnen oft, anerzogene Ein-
stellungen und Verhaltensweisen zu hin-
terfragen. Wenn sie mit Gleichaltrigen über 
Erfahrungen mit Diskriminierung, Gewalt 
und Ausgrenzung sprechen, wird vielen 
klar, dass die Unterdrückung von Frauen ein 
strukturelles Problem ist. Entsprechend en-
gagieren sich gebildete Frauen eher in zivil-
gesellschaftlichen Organisationen, sozialen 
Bewegungen und politischen Parteien.

GESUNDHEIT IST WICHTIG

Man kann außerdem gar nicht genug beto-
nen, wie sehr Bildung die Gesundheit von 
Frauen beeinflusst. Wenn sie sich in Ernäh-
rungsfragen gut auskennen, kommt das 
der ganzen Familie zugute. Auch ein bes-
serer Zugang zu Verhütungsmitteln sowie 
Schwangerschaftsvor- und -nachsorge ist 
wichtig. Und wo weniger häusliche Gewalt 
herrscht, verbessert sich sowohl die phy-
sische als auch die psychische Gesundheit 
der Frauen. Davon profitieren oft auch ihre 
Kinder.

Formale Bildung und Beschäftigung 
sind jedoch kein Allheilmittel. Auch in 
Bildungseinrichtungen und am Arbeits-
platz gibt es Diskriminierung und Miss-
brauch, oft sogar in beträchtlichem Aus-

maß. Frauen sind hier nach wie vor Gewalt 
ausgesetzt. Auch die Aufgaben im Haus-
halt sind weiterhin ungleich verteilt. Um 
Gleichberechtigung zu erreichen, braucht 
es deshalb staatliche Maßnahmen. Zu-
gleich bleibt es Aufgabe der Politik, auch 
die Bildungs- und Beschäftigungschancen 
weiter zu verbessern. Letztlich sollte sie 
alles daransetzen, die erwähnten positiven 
Dynamiken in Gang zu setzen – für echten 
Fortschritt. 
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MENSTRUATION

Das Tabu brechen

In Pakistan haftet der Menstruation ein 
Stigma an. Ein neues Online-Angebot hilft 
dabei, das zu ändern, indem es Mädchen 
spielerisch Informationen und Tipps gibt.

Von Mahwish Gul

In einigen Ländern ist es ein Grund zum 
Feiern, wenn ein Mädchen zum ersten Mal 
seine Periode bekommt. Die internationale 
Hilfsorganisation ActionAid nennt Fidschi 
als Beispiel. Am vierten Tag der ersten Peri-
ode bereitet dort die Familie des Mädchens 
ein Fest vor, um seinen Eintritt in die Weib-
lichkeit zu feiern. In manchen Gegenden 
in Brasilien können sich die Mädchen zu 
Beginn der Menstruation eine Auszeit neh-
men, um etwas über sich selbst und ihre 
Herkunft zu lernen. Danach werden sie mit 
einem Fest wieder willkommen geheißen. 
Und in Teilen Südindiens wird die erste 
Periode eines Mädchens, die sogenannte 
Menarche, mit einer Erwachsenwerden-Ze-
remonie gefeiert, bei der das Mädchen Ge-
schenke erhält und ein traditionelles Sari-
Gewand trägt.

In Pakistan ist das ganz anders: Alles, 
was mit Menstruation zusammenhängt, 
ist mit Scham und Tabu belegt. Niemand 
spricht darüber. Tatsächlich erfahren nur 
wenige Mädchen überhaupt rechtzeitig, 
dass sie eines Tages menstruieren werden. 
Generell verdienen Frauengesundheit und 
Sexualerziehung in Pakistan wesentlich 
mehr Aufmerksamkeit (siehe meinen Bei-
trag hierzu im Schwerpunkt der Digitalen 
Monatsausgabe 2020/04 von E+Z/D+C).

Fast zwei Drittel der pakistanischen 
Mädchen wissen vor ihrer ersten Periode 
nicht, was Menstruation bedeutet. Dies geht 
aus einem Bericht hervor, den der Populati-
on Council mit Sitz in New York zusammen 
mit UK Aid und dem UN-Bevölkerungs-
fonds (UNFPA) 2019 veröffentlicht hat. 
Wüssten Jungen und Mädchen im Voraus, 
welche körperlichen Veränderungen die 
Pubertät mit sich bringt, könnten sie sich 
besser auf das Erwachsenwerden vorberei-
ten, so der Bericht. Dies könne sie vor Stress 
bewahren.

Ohne Vorwissen ist das Einsetzen der 
ersten Regelblutung ein Schock. Ein 13-jäh-
riges Mädchen erinnert sich an den Beginn 
ihrer Periode so: „Ich dachte, das passiert 
nur mir. Ich dachte, meine Mutter würde 
wütend, wenn sie das erfährt. Ich dachte, sie 
würde sagen, dass es passiert, weil ich mir 
etwas angetan habe.“

Solche Ängste und Missverständnisse 
sind weit verbreitet. Stigmatisierung und 
Unwissenheit können großen Schaden an-

richten. Vor allem Angst und Scham führen 
zu emotionaler Belastung und wirken sich 
oft negativ auf die schulischen Leistun-
gen der Mädchen aus. Nach Angaben von 
UNICEF führen falsche Vorstellungen über 
Menstruation dazu, dass viele Mädchen 
ganz normale Aktivitäten meiden, etwa mit 
anderen zu spielen oder zur Schule zu ge-
hen.

In einer Gesellschaft, die Menstruati-
on stigmatisiert, ist es nicht sinnvoll, sich 
auf die Mütter oder älteren Schwestern der 
Mädchen zu verlassen, wenn es darum geht, 
die nötigen Informationen weiterzugeben 
und emotionale Unterstützung zu leisten. 

Denn die älteren Mädchen und Frauen ha-
ben das Stigma oft verinnerlicht. Sie repro-
duzieren die patriarchale Sichtweise, die 
Scham und Angst aufrechterhält. Darüber 
hinaus sind sie oft selbst nicht gut infor-
miert und geben schlechte Hygieneprakti-
ken unbeabsichtigt weiter. Das birgt erheb-
liche gesundheitliche Risiken. Laut UNICEF 
kann eine schlechte Menstruationshygiene 
Gesundheitsrisiken bergen und wird mit 
Infektionen der Geschlechtsorgane und der 
Harnwege in Verbindung gebracht.

Die Corona-Pandemie hat die Situa-
tion noch verschärft. Beispielsweise haben 
Schulschließungen den Zugang der Mäd-
chen zu Informationen und Hygienearti-
keln eingeschränkt. Und manche Eltern, die 
durch die Pandemie in finanzielle Schwie-

rigkeiten geraten sind, mussten ihre Ausga-
ben für Hygieneartikel kürzen.

KONSTRUKTIVER DIALOG

Anstatt das Thema Menstruation weiter-
hin zu stigmatisieren, sollte Pakistan einen 
Dialog fördern, der das Erwachsenwerden 
von Mädchen normalisiert und ihnen dabei 
hilft, die Veränderungen in ihrem Körper 
zu verstehen. Dazu können auch Online-
Plattformen beitragen, die Informationen 
über Gesundheits- und Hygienethemen im 
Zusammenhang mit der Menstruation ver-
mitteln. Ihnen kommt zugute, dass viele Pa-

Menstruation ist nichts, wofür man sich schämen muss: Szene aus der Geschichte von #HelpSaira. 

Screenshot https://sairaneedshelp.web.app/
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kistaner aufgrund der pandemiebedingten 
Einschränkungen neue WLAN-Anschlüsse 
installiert und Smartphones gekauft haben. 
Viele informieren sich verstärkt online oder 
nutzen Online-Shopping.

Informationen ins Internet zu stellen 
ist sicherlich kein Allheilmittel, schließlich 
können sie ungenau, zu technisch oder un-
vollständig sein. Einige Online-Angebote 
treffen aber den richtigen Ton und verwen-
den Formate, mit denen junge Mädchen 
etwas anfangen können. Eines dieser Ange-
bote ist die Browser-App #HelpSaira, die ich 
gemeinsam mit dem East-West Center Ha-
waii entwickelt habe, mit technischer Un-
terstützung des Center for Communication 
Programs Pakistan, einer PR-Organisation.

#HelpSaira gibt es sowohl in Englisch 
als auch in Urdu. Saira ist ein fiktives Mäd-
chen, das mit der Menstruation zu kämpfen 
hat. Sie ist in der App als illustrierte Figur 
dargestellt. Die Userinnen sollen Saira „hel-
fen“, indem sie einige grundlegende Fragen 
zu Menstruation und der richtigen Hygiene 
beantworten. Die Idee dahinter ist, den Nut-
zerinnen korrektes Wissen über die biologi-
schen Fakten und Hygienepraktiken zu ver-
mitteln. Die richtigen Antworten können im 
Verlauf der Geschichte ausgewählt werden.

#HelpSaira ist als interaktive Ge-
schichte erzählt, die aus drei Episoden be-
steht. Sie beginnt damit, dass Saira zum 
ersten Mal ihre Periode bekommt. Wie viele 
andere Mädchen weiß sie nicht, was mit ihr 
passiert und wie sie damit umgehen soll. 
Die Geschichte zeigt, wie Saira Hilfe und 
Ratschläge von ihrer Familie, ihren Freun-
dinnen und ihrer Lehrerin erhält. Gegen 
Ende der Geschichte hilft sie anderen: Sie 
setzt sich dafür ein, dass alle Mädchen über 
Menstruation informiert werden und dass 
ihre Schule einen angemessenen Sanitär-
bereich und Damenbinden zur Verfügung 
stellt.

Das Angebot richtet sich an Mädchen 
im Teenageralter und soll ihnen Wissen 
vermitteln und ihr Selbstvertrauen stär-
ken. Vor allem macht es klar, dass Mens-
truation nichts Schändliches oder Falsches 
ist. Die App zeigt, wie Eltern, Lehrer und 
andere Mädchen reagieren sollten, wenn 
ein Mädchen zum ersten Mal seine Periode 
bekommt: indem sie ihre Unterstützung an-
bieten und das Mädchen nicht ausgrenzen.

Sairas Geschichte räumt auch mit 
verschiedenen Mythen und falschen Vor-
stellungen über Menstruation auf, die wir 
in Gesprächen mit Mädchen gesammelt 
haben. Alle Teenager – ob männlich oder 
weiblich – sollten rechtzeitig lernen, dass 
Frauen normalerweise etwa einmal im Mo-
nat menstruieren, es sei denn,

 ● sie sind schwanger,
 ● sie haben vor kurzem entbunden oder
 ● sie sind nicht im gebärfähigen Alter.

Das ist etwas Natürliches und nichts, 
wofür man sich schämen müsste. Man-
che Frauen haben während ihrer Periode 
Schmerzen oder ihnen ist übel, aber sie 
bleiben trotzdem vollwertige und voll ver-
antwortliche Personen. Gleichzeitig sind 
Körperpflege und Hygiene sehr wichtig. 
Alle Mädchen müssen solche Dinge wissen, 
damit sie selbstbewusste Erwachsene wer-
den. Und wenn aus Jungen einmal Männer 
werden sollen, die Frauen respektieren, 
dann müssen auch sie darüber Bescheid 
wissen.

Ein Angebot wie #HelpSaira kann 
der Beginn eines größeren schulischen 
Programms zur Aufklärung von Mädchen 
(und Jungen) über Menstruation sein. Es 
kann helfen, dieses kulturelle Tabu zu bre-

chen, doch das wird nicht einfach sein: Auf 
unserer Website finden sich bereits Hass-
kommentare, die uns vorwerfen, eine „aus-
ländische Agenda“ zu verfolgen, um die 
einheimische Kultur zu untergraben. Nach 
und nach könnte es der pakistanischen 
Gesellschaft aber gelingen, alte Tabus zu 
überwinden und den Beginn der Pubertät 
bei Mädchen endlich als etwas zu sehen, das 
man feiert – und nichts, vor dem man sich 
fürchten muss.

LINKS

#HelpSaira:

https://sairaneedshelp.web.app/

Center for Communication Programs Pakistan:

https://ccp-pakistan.org.pk/

East-West Center:

https://www.eastwestcenter.org/

Population Fund, UK Aid und UNFPA, 2019: 

Situation analysis of reproductive health of 

adolescents and youth in Pakistan.

https://www.popcouncil.org/uploads/

pdfs/2019RH_SituationAnalysisYouthPakistan.

pdf

UNICEF, 2018: Fast facts: nine things you didn’t 

know about menstruation.

https://www.unicef.org/press-releases/

fast-facts-nine-things-you-didnt-know-about-

menstruation
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EMANZIPATION

Langsamer Wandel von innen

In Bezug auf Geschlechtergleichstellung 
sieht es für Frauen in der arabischen Welt 
nicht gut aus. Es herrschen vielerorts immer 
noch Gesetze vor, die Frauen erheblich dis-
kriminieren und die nicht im Einklang stehen 
mit den internationalen Verträgen, die diese 
Länder unterzeichnet haben.

Von Mona Naggar

Außer Somalia und Sudan haben alle arabi-
schen Länder die UN-Konvention zur Besei-
tigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau (Convention on the Elimination of all 
Forms of Discrimination Against Women 
– CEDAW) ratifiziert. Allerdings haben die 
meisten arabischen Staaten weder alle Arti-

kel ratifiziert noch in nationales Recht über-
nommen (UNESCWA 2018).  

In der Tat bevorzugen die Gesetze 
ganz deutlich den Mann. Sie definieren in 
den meisten arabischen Ländern Männer 
als Oberhaupt der Familie. Erbschaftsge-
setze bevorzugen die männlichen Fami-
lienmitglieder. Personenstandsgesetze, 
die oftmals noch von religiösen Regeln 
beherrscht werden, erschweren die Schei-
dung für Frauen und benachteiligen sie 
bei dem Sorgerecht für ihre Kinder. Frau-
en dürfen in den meisten arabischen Län-
dern ihre Nationalität nicht an ihre Kinder 
oder Ehemänner weitergeben. Sie haben 
beschränkten Zugang zu Geld. Rechtliche 
Hürden machen es Frauen schwer, gleich-

berechtigt am öffentlichen Leben teilzu-
nehmen. In der Politik sind sie stark unter-
repräsentiert.

Diskriminierende Gesetze spiegeln 
patriarchale Geschlechternormen wider, die 
in der Gesellschaft vorherrschend sind und 
in der Familie ihren Anfang nehmen. Es ist 
eine Verzahnung dieser beiden Ebenen – 
Gesetze und konservative Traditionen, die 
ein Geflecht von sichtbaren und unsichtba-
ren Regeln um die Frauen spannen, die ihr 
Leben stark beeinflussen und ihre Entschei-
dungsfreiheit einschränken.

Traditionen sind nirgends aufgeschrie-
ben, sondern werden vorgelebt, und von den 
Familienmitgliedern wird erwartet, dass sie 
sie weitertragen. Ein ungeschriebenes Ge-
setz beispielsweise ist die Erwartung, dass 
Frauen in jungen Jahren heiraten und dass 
ihr größter gesellschaftlicher Beitrag darin 
liegt, als Mutter und Hausfrau für ihre Fami-
lie zu sorgen. Stets soll die Familie Priorität 
haben, auch wenn Frauen berufstätig sind.

Nach außen wird die Familie vom 
Vater repräsentiert. Er ist wirtschaftlich 
verantwortlich für sie, aber auch für ihren 
guten Ruf. Diese Stellung des Mannes recht-
fertigt seine Autorität und die Kontrolle 
der weiblichen Familienmitglieder. Dass 
Männer bei sogenannten Ehrenmorden an 
weiblichen Familienmitgliedern in vielen 
arabischen Gerichten straffrei oder mit ge-
ringer Strafe davonkommen, hat mit diesen 
Traditionen zu tun.

POSITIVE IMPULSE

Angesichts dieser ernüchternden Realität, 
werden positive Familientraditionen, die 
Mädchen und Frauen stärken, und Verän-
derungen in Richtung Emanzipation leicht 
übersehen. Es gibt Traditionen, die weibli-
chen Familienmitgliedern Selbstbewusstsein 
geben, ihr Vertrauen in die eigenen Fähigkei-
ten und die Kraft, einen eigenen Weg einzu-
schlagen, stärken – patriarchalen Strukturen 
und diskriminierenden Gesetzen zum Trotz.

Sarah Rachid ist ein Beispiel. Sie ist 
Mitte 40. Die Libanesin kann sich gut daran 
erinnern, wie das Klima in ihrer Familie sie 
geprägt hat: „Mein Vater hat mir und meinen 
Geschwistern eingebläut, unseren Verstand 
einzusetzen und uns nie von Personen, die 
ein hohes gesellschaftliches Ansehen genie-
ßen, wie etwa religiöse Autoritäten, blenden 
zu lassen.“ Bildung und Unabhängigkeit sind 
Werte, die ihre Lebensplanung bestimmten. Fo
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Von Frauen in der arabischen Welt – hier im Libanon – wird verlangt, sich patriarchalen 

Traditionen zu unterwerfen. 
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Bereits ihre Großmutter genoss eine gewisse 
wirtschaftliche Unabhängigkeit und konnte 
eigenständig über ihr Geld bestimmen.

Stark unterstützend empfindet Sarah 
auch die weibliche Solidarität in der Familie 
– die Tradition, dass Mütter und Großmüt-
ter da sind für die jüngeren weiblichen Fa-
milienmitglieder in der Phase der Schwan-
gerschaft, Geburt und bei der Betreuung der 
Kleinkinder.

Andererseits, ergänzt Sarah, wurde 
von den Frauen in ihrer Umgebung selbst-
verständlich erwartet, dass die Familie 
Priorität habe. Berufstätigkeit und Unab-
hängigkeit werden zwar akzeptiert und ge-
fördert, aber nicht auf Kosten der Familie. 
Dass Männer im Haushalt eine aktive Rolle 
übernehmen, ist nicht vorgesehen. Männer, 
die trotzdem häusliche Aufgaben wie Kin-
derbetreuung oder Kochen übernehmen, 
sprechen nicht öffentlich darüber.

Familientraditionen sind allerdings 
auch wandelbar. Unmerklich verändern sie 
sich mit wachsendem Bildungsstandard, 
Urbanisierung, positiven Rollenbeispielen 
und stetigem Kampf der Frauenbewegung. 
Rana Haddad ist ein Beispiel für eine Frau, 

die trotz konservativer Frauentraditionen 
mit Bildung und einem pragmatischen Um-
gang mit religiösen Regeln heute ein selbst-
bestimmtes Leben führt.

Die 40-Jährige ist in Beirut in einer 
religiösen Familie aufgewachsen. In jungen 
Jahren trug sie Kopftuch, heute nicht mehr. 
Sie hat Psychologie und Soziologie studiert 
und arbeitet für lokale und internationale 
Nichtregierungsorganisationen im Libanon. 
Sie wohnt allein und ist wirtschaftlich unab-
hängig. Rana erklärt, dass es ihrer Mutter vor 
40 Jahren noch verboten war, mit fremden 
Männern zu sprechen. Auch ihrer ältesten 
Schwester wurden von der Familie strenge 
Regeln auferlegt. Rana sagt von sich, dass sie 
zwar die Traditionen in ihrer Familie respek-
tiere, aber für sich eine freie Nische geschaf-
fen habe. Der Schlüssel zu dieser Nische war 
Bildung. Dadurch konnte sie sich immer 
mehr Freiräume erobern. Ihre emanzipierte 
Lebensart wird von ihrer Familie akzeptiert.

Doch sind frauenfeindliche Traditio-
nen langlebig. Moderne Kommunikations-
technik kann helfen, über diese Traditionen 
öffentlich zu sprechen und für ihre Abschaf-
fung einzutreten. Ein Beispiel sind die Vi-

deostücke, die eine junge palästinensische 
Journalistin aus dem Flüchtlingscamp Sha-
tila in Beirut produziert. Sie werden auf der 
Plattform Campji.com veröffentlicht und 
erreichen tausende Menschen inner- und 
außerhalb der Lager.

In den Videos thematisiert Rayan 
Sukkar Gewalt gegen Mädchen und Frauen 
in den Familien. Die wortgewandte Journa-
listin mit Kopftuch spricht ohne Scham und 
Angst. Sie ist ein Vorbild für viele andere 
Mädchen und Frauen in ihrer Umgebung.

QUELLE

UNESCWA (UN Economic and Social 

Commission for Western Asia), 2018: Gender 

justice & equality before the law – Assessment 

of laws affecting gender equality in the Arab 

States region: 

https://archive.unescwa.org/publications/

gender-justice-law-assessment-arab-states

MONA NAGGAR 

ist freie Journalistin aus 

Beirut. 

mona.naggar@googlemail.

com

X +

   www.twitter.com/forumdc

Folgen Sie uns auf 
Twitter!

Wenn Sie wissen wollen, was auf unserer Website  passiert, können Sie uns auf Twitter folgen. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/mona-naggar
https://www.dandc.eu/de/contributors/mona-naggar
https://www.dandc.eu/de/contributors/mona-naggar
https://www.twitter.com/forumdc
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SAHELZONE

Mit Dynamik aus der Krise

Wenn die Länder der Sahelzone ihr rapides 
Bevölkerungswachstum in den Griff bekom-
men, haben sie die Chance, eine „demografi-
sche Dividende“ einzufahren. Dafür gilt es 
insbesondere, junge Frauen und Mädchen zu 
stärken.

Von Mabingué Ngom

Die Sahelzone, die sich entlang des südli-
chen Randes der Sahara zieht, hat den Ruf 
einer Krisenregion. Zu den größten Proble-
men zählen bewaffnete Konflikte und die 
sich klimabedingt verschärfende Wasser-
knappheit. Frauen und Mädchen sind den 
wachsenden ökologischen Bedrohungen in 
besonderem Maße ausgesetzt.

Seit 2015 hat sich der extreme mili-
tante Dschihadismus in der Sahelzone ver-
doppelt und viele Todesopfer gefordert. In 
einem aktuellen Bericht weist das UN-Büro 
für Westafrika und die Sahelzone (UN Office 
for West Africa and the Sahel – UNOWAS) 
darauf hin, dass in Burkina Faso, Mali und 
Niger 2019 mehr als 4000 Menschen durch 
Terrorismus ums Leben kamen. Drei Jahre 
zuvor lag die Zahl bei 770. Zu den extremis-

tischen Gruppen gehören Al Kaida im Ma-
ghreb (AQIM) und Boko Haram, aber auch 
separatistische Tuareg machen Probleme. 
Covid-19 hat die humanitäre Lage in der 
Sahelzone verschärft und zu einem Anstieg 
der Unruhen um etwa 10 Prozent seit 2020 
beigetragen. Immer mehr Menschen flie-
hen aus ihrer Heimat. Die Zahl der Binnen-
vertriebenen und grenzüberschreitenden 
Flüchtlinge ist weiter gestiegen. Internati-
onale Massenmedien stellen die Region als 
von vielen schweren Problemen geplagt dar. 
(Zur Lage in Nigeria siehe Ben Ezeamalu 
im Schwerpunkt unseres Digital Monthly 
2021/12.)

GEFÄHRDETE FRAUEN UND MÄDCHEN

Die multidimensionale Krise droht die Fort-
schritte bei der Bekämpfung geschlechts-
spezifischer Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen zu untergraben. Studien zeigen, dass 
die sexuelle und reproduktive Gesundheit 
bei Konflikten, Naturkatastrophen und 
gesundheitlichen Notlagen häufig überse-
hen wird – mit schwerwiegenden Folgen. 
Schwangeren ohne Zugang zu Geburtshilfe 

drohen lebensbedrohliche Komplikationen. 
Frauen und Mädchen verlieren oft den Zu-
gang zu Angeboten der Familienplanung 
und sind dadurch ungewollten Schwanger-
schaften ausgesetzt. Das erhöht auch ihr 
Risiko, Opfer sexueller Gewalt und Ausbeu-
tung zu werden oder sich mit HIV zu infizie-
ren.

Besorgniserregend ist auch das Be-
völkerungswachstum. Die Sahelzone hat 
die weltweit höchste Geburtenrate, derzeit 
schätzungsweise fünf bis sieben Kinder pro 
Frau. Zurzeit leben geschätzte 414 Millionen 
Menschen in der Sahelzone. Laut Weltbank 
werden es in den 23 Ländern der Sahelzone 
und Äquatorialafrikas bis 2050 eine Milliar-
de Menschen sein.

Der hohe Anteil junger Menschen an 
der Bevölkerung führt dazu, dass die Sahel-
zone mit etwa 87 Prozent den welthöchsten 
Abhängigkeitsquotienten aufweist – das 
heißt, relativ viele Personen im nicht er-
werbsfähigen Alter stehen relativ wenigen 
im erwerbsfähigen Alter gegenüber. Das 
setzt die arbeitende Bevölkerung unter 
Druck. Da jedoch viele junge Menschen 
heranwachsen und anfangen zu arbeiten, 
könnte die Region künftig von einer „de-
mografischen Dividende“ profitieren: wenn 
es wesentlich mehr Menschen im erwerbs-
fähigen Alter gibt als im nicht erwerbsfähi-
gen Alter. Das wiederum kann zu Wachstum 
und Wohlstand beitragen.

Zwei Dinge sind dafür nötig: Fo
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Die Klimakrise 

verschärft die 

Wasserknappheit in 

der Sahelzone. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/mabingue-ngom
https://www.dandc.eu/de/article/angesichts-anhaltender-gewalt-wollen-die-vertriebenen-aus-dem-bundesstaat-borno-nicht-nach
https://www.dandc.eu/de/article/angesichts-anhaltender-gewalt-wollen-die-vertriebenen-aus-dem-bundesstaat-borno-nicht-nach
https://www.dandc.eu/de/article/angesichts-anhaltender-gewalt-wollen-die-vertriebenen-aus-dem-bundesstaat-borno-nicht-nach
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 ● die junge Generation braucht eine 
gute Ausbildung und

 ● die Gesamtfertilitätsrate muss sinken.

STRATEGIE DES UNFPA

Um dies zu erreichen, setzt der UN-Bevölke-
rungsfonds (UN Population Fund – UNFPA) 
darauf, in die Jugend von heute zu investie-
ren, damit aus ihr die produktiven Erwach-
senen von morgen werden. Diesen Plan ver-
kündete 2016 das UNFPA-Regionalbüro für 
West- und Zentralafrika gemeinsam mit der 
Afrikanischen Union (AU), die 55 afrikani-
sche Staaten vertritt.

Der Fokus muss auf jungen Frauen und 
Mädchen liegen. Traditionell werden sie als 
zukünftige Mütter gesehen. Das muss sich 
ändern. Erfahrungen weltweit zeigen, dass 
Bildung und größerer Wohlstand dazu füh-
ren, dass Frauen weniger Kinder bekommen 
– auch weil sie darauf vertrauen, dass diese 
Kinder überleben werden.

Es gibt bereits mehrere Vorzeigepro-
jekte. Eines zielte schon 2017 in Dakar, Se-

negal, darauf ab, Frauen und Mädchen im 
Stadtbezirk Gueule Tapee-Fass-Colobane zu 
unterstützen – durch Investitionen in kom-
munale Dienstleistungen und Infrastruktur. 
Das Projekt klärt außerdem über sexuelle 
und reproduktive Gesundheit auf.

Ein weiteres Projekt heißt Sahel 
Women’s Empowerment and Demographic 
Dividend (SWEDD). Es hat ein regionales 
Zentrum für die Ausbildung von Hebam-
men eröffnet und ein Netz von Kliniken 
zur geburtshilflichen Notfallversorgung 
etabliert. Außerdem hat es mehrere Räu-
me geschaffen, in denen Mädchen vor ge-
schlechtsspezifischer Gewalt sicher sind.

Die Ergebnisse sind beeindruckend. 
Unter anderem ist das Bewusstsein für Ge-
schlechterfragen gestiegen: 20 Millionen Zu-
schauer in sieben Hauptstädten in West- und 
Zentralafrika verfolgten die Erstausstrah-
lung von C’est la Vie („So ist das Leben“), ei-
ner im Senegal gedrehten Fernsehserie, die 
sich um Gesundheit in der Familie dreht. 
Zudem wurden mehr als 106 000 Mädchen 
dabei unterstützt, in der Schule zu bleiben 

und nicht früh zu heiraten. Fast 100 000 
Mädchen im Teenageralter nehmen an Kur-
sen zur beruflichen Bildung und anderen 
wirtschaftlichen Angeboten teil.

In Zukunft sollten diese erfolgreichen 
Programme auf ganz Afrika ausgeweitet 
werden. Sie schaffen das richtige Umfeld, 
um die demografische Dividende einzufah-
ren. Gerade die Sahelzone hat hier enor-
mes Potenzial: Ihre Jugend ist ihr größtes 
Kapital. Ihre Positivbeispiele zeigen, dass 
die demografische Dividende tatsächlich 
zu Frieden, Sicherheit und wirtschaftlicher 
Entwicklung beitragen kann.

MABINGUÉ NGOM 

leitet das Vertretungsbüro 

des UN-Bevölkerungsfonds 

(UNFPA) bei der 

Afrikanischen Union (AU) und 

der UN-Wirtschaftskommission für Afrika (UN 

Economic Commission for Africa – UNECA). 

Außerdem ist er ein Leitender Berater der 

Direktorin des UNFPA. 

Twitter: @mabinguengom1

FEHLENDE GLEICHBERECHTIGUNG

Wo Frauen arbeiten und Männer 
entscheiden

In Burundi haben sich die Frauen zwar ein 
Stück weit wirtschaftlich emanzipiert, doch 
alte Traditionen bremsen sie aus. Noch 
immer gelten Männer als die Entscheider – 
im Haushalt und anderswo.

Von Mireille Kanyange

Oberflächlich betrachtet, geht es für die Bu-
rundierinnen voran: Selbst in abgelegenen 
Dörfern gibt es Frauen, die ihr eigenes Geld 
verdienen, manche ziehen sogar ihr eige-
nes Geschäft auf. Viele schließen sich Wirt-
schaftskooperativen an, die sie unterstützen 
und ihnen auch zahlenmäßig Gewicht ge-
ben. Auch öffentliche Veranstaltungen wie 
der Internationale Frauentag helfen dabei, 

dass sich Frauen von traditionellen Rollen-
bildern befreien.

Bei genauerer Betrachtung aber zeigt 
sich, dass Frauen in Burundi aufgrund der 
vorherrschenden Traditionen immer noch 
schlechter gestellt sind als Männer – beson-
ders auf dem Land, wo die meisten Burun-
dierinnen leben. Männer haben traditionell 
das Sagen in häuslichen Angelegenheiten. 
Viele profitieren davon, dass ihre Frauen 
arbeiten – lassen sie aber nicht mitentschei-
den, wie ihr Geld ausgegeben wird.

Mariam Nahimana etwa ist eine 
46-jährige Mutter von vier Kindern. Sie lebt 
in Buterere, außerhalb von Bujumbura, und 
arbeitet den ganzen Tag auf den Reisfel-
dern. Ihr Mann hat keinen festen Job, was 

sie zur Hauptversorgerin der Familie macht. 
Aber sie klagt nicht. „Ich arbeite gern”, sagt 
Mariam. So sei sichergestellt, dass die Fami-
lie überhaupt ein Einkommen habe, ergänzt 
sie.

Adelaide ist schlechter dran. Sie hat 
fünf Kinder und lebt im Landesinneren, in 
Bukeye in der Provinz Muramvya. Sie be-
ackert kleine Parzellen Land, manchmal 
mit einem Kind auf dem Rücken und zwei 
anderen neben ihr. Ihr Mann verbringt den 
ganzen Tag außer Haus, meist trinkt er. Oft 
kommt er betrunken nach Hause, und mit-
unter schlägt er dann Adelaide, etwa weil 
das Abendessen nicht fertig ist. Zur Ernte-
zeit verkauft er den Reis – und behält das 
ganze Geld.

Das ist gelebtes Patriarchat und leider 
gerade für Dörfer recht typisch. Oft treffen 
dort Männer die Entscheidungen für die 
Familie. Laut der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der UN (FAO) leben 
die meisten Burundierinnen auf kleinen Fa-
milienhöfen. Hauptsächlich sie sind es, die 
pflügen, aussäen, jäten und ernten. Außer-
dem kümmern sie sich um Konservierung, 
Verarbeitung, Transport und Vermarktung 

https://www.dandc.eu/de/contributors/mabingue-ngom
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der Erzeugnisse. Die Männer hingegen ar-
beiten eher in Betrieben, die Industriepflan-
zen produzieren. Oder sie arbeiten gar nicht.

ZU WENIG TEILHABE

Frauen auf dem Land haben oft wenig Kon-
trolle über ihre Einkünfte, und traditionell 
auch weniger Rechte als Männer im Hin-
blick auf Erbe und Landbesitz. Ihre Situati-
on wird zudem dadurch verschlechtert, dass 
sie kaum Zugang zu modernen landwirt-
schaftlichen Techniken haben.

Auch Kredite bekommen Frauen 
kaum, denn dafür braucht es meist ein 
Bankkonto, Sicherheiten und, wenn es um 
einen bäuerlichen Betrieb geht, erhebliche 
Eigeninvestitionen. Nur wenige Frauen 
erfüllen diese Kriterien. Manche nehmen 
informelle Kredite auf und zahlen Wucher-
Zinsen.

Die schwache Position der Frauen hat 
Tradition. Ein burundisches Sprichwort sagt: 
„Wer keine gute Frau hat, ist nicht reich“. Das 
zeigt, wie stark die Kultur von Frauen for-
dert, ihre Männer zu unterstützen.

Die Studie eines internationalen For-
scherteams hat diese kulturelle Voreinge-
nommenheit empirisch bestätigt (Sikhu 
Okonya et al, 2019). Zum Thema Entschei-
dungsfindung im Haushalt von Bauern-
familien fragten die Wissenschaftler pro-
vokant: „Entscheiden Männer, während 
Frauen arbeiten?“

Weil eine massive Kluft zwischen den 
Geschlechtern sichtbar wurde, kommt die 
Studie zu dem Schluss, dass es eine prak-
tisch anwendbare Strategie brauche, um 
Frauen stärker an Entscheidungen zu be-
teiligen – und mehr Mut, um bestehende 
Geschlechternormen anzupassen. Den Au-
toren zufolge treffen traditionell hauptsäch-
lich Männer die Entscheidungen – sowohl 
im Haushalt als auch darüber hinaus.

Wie in den meisten Ländern gibt es in 
Burundi etwas mehr Frauen als Männer – 
laut Weltbank machen sie 50,4 Prozent der 
Bevölkerung aus. Dennoch zeigt der Global 
Gender Gap Report des Weltwirtschafts-
forums 2021, dass ihre wirtschaftlichen 
Chancen 15 Prozent geringer sind als die 
von Männern – das ist leicht besser als der 
globale Durchschnitt. Allerdings sind Bu-
rundierinnen dreimal weniger politisch re-
präsentiert als Männer und liegen hier unter 
dem globalen Durchschnitt.

IM WANDEL BEGRIFFEN

Ein Bericht des UN-Entwicklungspro-
gramms (United Nations Development 
Programme – UNDP) von 2012 zur Gleich-
stellung in der öffentlichen Verwaltung in 
Burundi zeigte, dass Einstellungs- und Be-
förderungsverfahren nicht streng jenen Ge-
setzen und Vorschriften entsprechen, die auf 
einen stärkeren Frauenanteil abzielen. Laut 
dem Bericht mangelt es an Daten zur Betei-

ligung von Frauen an der Verwaltung. Ihr 
schlechterer Zugang zu Bildung führe dazu, 
dass es zu wenige qualifizierte Frauen gebe, 
die in die öffentliche Verwaltung eintreten 
und dort aufsteigen könnten, so der Report.

Manches ändert sich inzwischen. Im 
Februar 2021 wurde eine Investitions- und 
Entwicklungsbank für Frauen gegründet, 
die ihnen dabei helfen soll, landwirtschaft-
liche Betriebe auf- und auszubauen. Im Juni 
2021 gab die Weltbank Burundi 80 Millionen 
US-Dollar zur Förderung der Beschäftigung 
von Frauen und jungen Menschen. Etwa 
120 000 Menschen profitierten davon, dar-
unter 16 000 Rückkehrer aus dem Ausland.

Auch Gesetze sollen die Beschäfti-
gung von Frauen voranbringen. Gemäß 
Verfassung muss die burundische Regie-
rung zu mindestens 30 Prozent aus Frauen 
bestehen. Die Nationalversammlung – das 
Unterhaus des Parlaments – verlangt sogar, 
Regierungsbehörden zur Hälfte mit Frauen 
zu besetzen.

Zudem wenden sich Frauenorganisa-
tionen gegen frauenfeindliche Traditionen 
wie etwa die Praxis, Töchter nicht zur Schule 
zu schicken. Der burundische Verband der 
Ingenieurinnen ermutigt Mädchen dazu, 
technische oder wissenschaftliche Fächer 
zu studieren. Und der burundische Juristin-
nenverband setzt sich für ein gleiches Recht 
auf Landbesitz ein. Auch andere Gruppen 
ermächtigen Burundierinnen dazu, sich zu 
organisieren, um auch zahlenmäßig stärker 
zu werden.

All diese Ansätze rütteln an alten Tra-
ditionen und Einstellungen. Sie sind, im-
merhin, ein guter Anfang.

LINKS

Sikhu Okonya, J., et al., 2019: The role of 

women in production and management of 

RTB (root, tuber, banana) crops in Rwanda and 

Burundi: do men decide, and women work?

https://www.researchgate.net/

publication/335084368

UNDP, 2012: Gender equality and women’s 

empowerment in public administration: Burundi 

case study. https://www.undp.org/sites/g/files/

zskgke326/files/publications/BurundiFinal%20

-%20HiRes.pdf
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Wasserholen ist eine der Aufgaben burundischer Bäuerinnen. 
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GENDER-AGENDA

Mangelnde Frauenförderung

Afrikanische Frauen fordern mehr Gleichbe-
rechtigung und Führungsrollen im politi-
schen und öffentlichen Leben. Dem gegen-
über stehen nach wie vor tief verwurzelte 
patriarchale Strukturen und systembedingte 
Diskriminierung. Zudem liegt der größte Teil 
des Eigentums und der finanziellen Macht 
immer noch in den Händen von Männern. 
Frauenförderung in Politik und Gesetzge-
bung ist nötig.

Von Alphonce Shiundu

In vielen Ländern des Kontinents sind die 
Führungspositionen in Politik und Wirt-
schaft von Männern besetzt. Dies hat zual-
lererst soziokulturelle Gründe. Einige Kul-
turen sehen Männer automatisch in den 
Führungspositionen. Auch der Glaube, der 
von Frauen verlangt, sich ihren Männern 

„unterzuordnen“, spielt eine Rolle. Dies un-
tergräbt das Selbstvertrauen und die Wert-
schätzung von Frauen.

Wer eine Führungsposition anstrebt, 
braucht Ressourcen wie Geld und Kontak-
te. Ehrgeizige Frauen benötigen obendrein 
oft die Erlaubnis ihrer Ehemänner und der 
männlichen Ältesten ihrer Gemeinschaft. 
Andernfalls werden sie denunziert und ge-
ächtet. So trennte sich beispielsweise ein be-
kannter polygamer Gewerkschafter in Kenia 
von seiner Frau, nachdem sie gegen seinen 
Willen für einen Parlamentssitz in Kenia 
kandidiert hatte. Obwohl die Frau den Sitz 
nicht gewann, war der Ehemann nachtra-
gend. Er weigerte sich, das Schulgeld für die 
Kinder der Frau zu bezahlen.

Wie wichtig anscheinend männliche 
Unterstützung ist, zeigt sich auch an einem 
Beispiel aus dem Schulwesen in Südafrika. 

Dort machen weibliche Lehrkräfte fast drei 
Viertel der Lehrerschaft aus, aber nur etwas 
mehr als ein Drittel der Führungspositionen 
in der Schulleitung besetzen Frauen. Nura-
an Davids von der Universität Stellenbosch 
forscht zu dem Thema. Sie kommt zu dem 
Schluss, dass die Schulleiterinnen zwar 
kompetent sind, aber „alle behaupten, dass 
sie ohne die Empfehlung ihrer männlichen 
Vorgänger nicht für ihre Positionen in Be-
tracht gezogen worden wären“.

FEHLENDE GESETZE

In manchen afrikanischen Ländern gibt es Ge-
setze zur Förderung von Frauen, um die Zahl 
der Frauen in Parlamenten und Regierungs-
positionen zu erhöhen. Diese werden aber 
häufig nicht wirklich umgesetzt, sondern die 
Sitze werden nur symbolisch an Freundinnen 
oder Geliebte männlicher Parteichefs oder 
hoher Regierungsbeamter vergeben.

Die kenianische Verfassung verbietet 
es eigentlich, dass ein Geschlecht mehr als 
zwei Drittel der Posten einer öffentlichen 
Einrichtung einnimmt. Die meisten Institu-
tionen, einschließlich des Parlaments, ver-
stoßen jedoch dagegen und tun dies auch 
weiterhin ohne Konsequenzen. In Kenia 
sind Gesetzgebungsverfahren langwierig 
und kleinteilig. Das erschwert die Frauen-
förderung. Allerdings mangelt es auf nati-
onaler und subnationaler Ebene auch am 
nötigen politischen Willen.

Trotz jahrelanger Bemühungen um 
die Stärkung der Rolle der Frau hat es Ruan-
da als einziges afrikanisches Land geschafft, 
dass dem Kabinett mehr als 50 Prozent Mi-
nisterinnen angehören und über 60 Prozent 
der Abgeordneten weiblich sind. Auch wenn 
Ruanda unter der autoritären Herrschaft 
von Präsident Paul Kagame steht, der die 
meisten Entscheidungen trifft, ist die Tatsa-
che, dass Frauen beteiligt sind und Spitzen-
positionen in der Regierung bekleiden, ein 
starkes soziokulturelles Signal.

UNGLEICHES RECHT

Die fehlende Geschlechtergleichstellung 
zeigt sich auch in rechtlichen Angelegen-
heiten. In armen Gemeinschaften sind 
Traditionen tendenziell wichtiger als for-
male Gesetze. In Dörfern gilt das beson-
ders. Geistliche und Ältestenräte entschei-
den über Streitfälle. Trotz Verboten gibt es 
vielfach noch Kinderehen und Brautpreise, Fo
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Außenministerin Raychelle Omamo ist eine der wenigen einflussreichen Politikerinnen Kenias. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/alphonce-shiundu


E+Z  Digitale Monatsausgabe Januar 2022 28

FRAUEN FÖRDERN

was Heranwachsende in gewissem Maße zu 
Handelsware macht.

Selbst wenn sie das Recht auf ihrer 
Seite haben, können nur sehr wenige afri-
kanische Frauen aufgrund der Unterschie-
de bei Einkommen und Bildungsniveau vor 
Gericht ziehen (über die Bedeutung von Bil-
dung und Beschäftigung für Gleichstellung 
siehe Sundus Saleemi auf S. 18 in dieser Aus-
gabe). Land und Vermögenswerte gehörten 
typischerweise Männern. Laut Weltbank 
würde vor allem Grundbesitz dazu beitra-
gen, weibliches Selbstbewusstsein zu stär-
ken.

Sozialer Druck macht es Frauen 
obendrein schwer, gegen streitlustige und 
gewalttätige Ex-Partner vor Gericht zu zie-
hen. Weltweit finden Vergewaltigungsopfer 
nur wenig Beachtung und werden oft ig-
noriert. Schlimmer noch: ihr Trauma wird 
manchmal systematisch heruntergespielt, 
indem manche Leute – oft Männer – den 
Frauen die Schuld an der Tat geben. Wenn 
eine Frau nachts in einem Nachtclub oder 
in einem Hotel vergewaltigt wird, stellt die 
Gesellschaft unter anderem die obskure 

Frage: „Was hat sie zu dieser späten Stunde 
außerhalb des Hauses gemacht?“ Es ist, als 
ob Übergriffe auf Frauen nach Feierabend 
erlaubt seien.

In einigen Gemeinschaften wird tradi-
tionell die Vergewaltigung von Frauen und 
Kindern dadurch gelöst, dass der Vergewal-
tiger gezwungen wird, das Opfer zu heira-
ten. In Fällen, in denen dies nicht möglich 
ist, akzeptiert die Familie eine Zahlung des 
Vergewaltigers als Widergutmachung.

Erfolgsmeldungen gibt es indessen 
auch, etwa wenn ein kenianischer Parla-
mentsabgeordneter ins Gefängnis muss, 
weil er eine Kollegin geschlagen hat, oder 
wenn Investoren Unternehmern wegen ei-
nes Vergewaltigungsskandals kein Kapital 
mehr zur Verfügung stellen. Manche Länder 
sehen hohe Haftstrafen für sexualisierte Ge-
walt oder Kinderbelästigung vor.

Andererseits werden weibliche Teen-
ager für sexuelle Abenteuer oft bestraft. 
Der ehemalige tansanische Präsident John 
Pombe Magufuli verbot schwangeren Schü-
lerinnen, weiter zu Schule zu gehen. Die 
Jungen, die die Mädchen geschwängert 

hatten, konnten ihre Ausbildung fortsetzen. 
Grundsätzlich gilt: Frauengesundheit und 
Sexualaufklärung kommen in der Bildung 
zu kurz (siehe hierzu auch Mahwish Gul auf 
S. 20 in dieser Ausgabe).

Wichtig wäre, die Narrative in den 
sozialen und Mainstream-Medien zu ver-
ändern (siehe Kasten). Sporadische Auf-
merksamkeit wie sie die #MeToo-Bewe-
gung hervorgebracht hat, reicht nicht. Die 
Stimmen und der Status von Frauen in der 
täglichen Berichterstattung muss gestärkt 
werden.

Experten sagen, es bedürfte mehrerer 
Maßnahmen, um Frauen in Afrika zu för-
dern und in Führungspositionen zu brin-
gen. Nötig sind bessere Bildungschancen 
und das Bewusstsein dafür, dass Geschlech-
tergerechtigkeit gut für das Wohlergehen 
der Gesellschaft sind.

ALPHONCE SHIUNDU 

ist ein kenianischer Journalist, 

Redakteur und 

Faktenchecker. 

Twitter: @Shiundu

Frauen in den Medien

Christina Chan-Meetoo hat das 
Frauenbild in den Medien in 
Mauritius untersucht. Es war 
sehr aufschlussreich, dass über 
70 Prozent der Nachrichten-
quellen und Experten, die zitiert 
wurden, Männer waren. Frauen 
spielten eher Nebenrollen.

Chan-Meetoo stellte auch 
fest, dass die in der Presse abge-
bildeten Personen meist männ-
lich waren. Während weibliche 
Journalisten eher auf weibliche 
Quellen zurückgreifen, zitieren 
männliche Journalisten vor al-
lem Männer. Es gibt keine ein-
zige Frau an der Spitze eines 
Medienunternehmens.

Die Rolle der Medien 
sieht die Expertin so: „Ich den-
ke, dass sie der Gender-Agenda 
sowohl entgegenstehen als sie 
auch unterstützen. Es frus-

triert Frauen, wenn Medien 
Geschichten über Frauen und 
LGBTQ+-Gruppen (insbeson-
dere Kriminalitäts- und Verge-
waltigungsgeschichten) sensa-
tionslüstern aufbereiten oder 
diesen Stimmen wenig bis gar 
keinen Raum als Experten zu 
‚ernsten‘ Themen geben“, sagte 
sie.

Medien können nach 
Ansicht von Chan-Meetoo der 
Emanzipation helfen, wenn 
sie das Bewusstsein für ge-
schlechtsspezifische Fragen 
schärften oder gelegentlich Er-
folgsgeschichten von Frauen 
(etwa als Unternehmerinnen, 
Führungspersönlichkeiten, 
Forscherinnen) präsentieren. 
Leider geschehe dies oft den-
noch mit einer Prise subtilen 
Sexismus, der sich oft in Bil-

dern oder Anspielungen auf 
das Familienleben ausdrückt.

Themen, die laut Chan-
Meetoo in den Medien mehr 
Beachtung finden sollten, sind 
die Schaffung eines sichereren 
Umfelds im öffentlichen Raum 
für Frauen, sei es auf den Stra-
ßen, in Büros oder im Internet 
(siehe Haupttext). Dazu gehöre 
es auch, dass sich die Männer 
aktiver daran beteiligen, Be-
lästigung und Voreingenom-
menheit gegenüber Frauen 
anzuprangern. „Bislang wer-
den diese Themen oft als reine 
Frauenthemen betrachtet“, be-
dauert sie.

Neben den Medien müss-
te auch im Bildungsbereich 
angesetzt werden, meint Chan-
Meetoo. Bildung muss darauf 
abzielen, „das Bewusstsein zu 
schärfen und eine Kultur der 
Gleichberechtigung“ im Leben 
der Kinder zu verankern. In der 
Schule bedeutet dies zum Bei-

spiel, dass Mädchen und Jungen 
bei der Wahl der Fächer (zum 
Beispiel Naturwissenschaften 
oder Hauswirtschaft) und der 
Berufsorientierung gleich be-
handelt werden. Zu Hause be-
deutet dies zum Beispiel, dass es 
keine Diskriminierung bei der 
Aufteilung der Hausarbeit gibt. 
So sollten Jungen und Mädchen 
lernen, wie man kocht, wäscht, 
bügelt, Dinge repariert oder 
baut, sagte sie.  AS
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GESETZGEBUNG 

Bedrohliche Strafrechtsreform 

Der 25. November ist der internationale Tag 
zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen. 
In der Dominikanischen Republik wurde er 
mit Demonstrationen in der Hauptstadt 
Santo Domingo „gefeiert“. Es ging um eine 
umstrittene Reform des Strafrechts, die 
Frauen größeren Risiken als bisher ausset-
zen würde.

Von Marjorie Pons Piñeyro

Die Protestierenden empörten sich über Ge-
setzesklauseln, welche der Senat kurz zuvor 
verabschiedet hatte. Mittlerweile hat das 
Repräsentantenhaus einige Änderungen 
beschlossen, und nun muss der Senat ent-
weder die Reform komplett verwerfen oder 
die aktuellen Formulierungen akzeptieren. 
Denen, die für Frauenrechte kämpfen, miss-
fallen diverse Punkte seit Anbeginn, ihre 
Kritik richtet sich aber besonders auf die 
Themen sexualisierte Gewalt und Abtrei-
bung.

Paragraph 133 und 134 des neuen 
Strafgesetzbuchs behandeln Vergewalti-
gung und sexuelle Handlungen ohne Zu-
stimmung. Das Strafmaß für Letztere soll 
von zehn bis 20 Jahren Haft auf vier bis 
zehn Jahre reduziert werden. Bislang war 
das Strafmaß beider Paragraphen gleich.

Für diese Reform werden widerliche 
Argumente vorgebracht. Eugenio Cedeño, 
der Abgeordnete der Stadt La Romana, sag-
te zum Beispiel in einer Pressekonferenz, 
ein Ehemann könne nicht mit 20 Jahren 
Gefängnis dafür bestraft werden, dass er 
gegen den Willen seiner Frau ein Kondom 
abgezogen habe. „Der Ehevertrag schließt 
Zustimmung zu sexuellen Handlungen von 
vornherein ein“, sagte er. Wer eine förmliche 
Beziehung zu einer Frau habe, könne nicht 
wie irgend eine „dritte Partei“ bestraft wer-
den.

Aus feministischer Sicht ist die Unter-
scheidung von Vergewaltigung aber wenig 
sinnvoll. Auf Sex ohne Kondom zu bestehen 
ist eine Form der Machtausübung. Nur die 
Frau ist dem Risiko ausgesetzt, ungewollt 
schwanger zu werden.

Ohnehin beachten konservative Poli-
tiker kaum, dass sexueller Missbrauch vor 
allem in Beziehungen vorkommt. Laut dem 
UN-Bevölkerungsfonds (UNFPA – UN Po-
pulation Fund) erlebt eine von zehn Frauen 
in der Dominikanischen Republik im Lauf 
ihres Lebens sexualisierte Gewalt, und in 
80 Prozent der Fälle ist der Täter ihr Partner 
oder ein früherer Partner. Die Vorstellung, 
Vergewaltiger seien Fremde, führt in die 
Irre.

Die tatsächlichen Zahlen sind oben-
drein vermutlich höher. Schätzungen von 
UN Women besagen, dass weltweit eine 
von drei Frauen im Lauf ihres Lebens sexu-
alisierte oder häusliche Gewalt erlebt. Die 
Dunkelziffer dürfte in der Dominikanischen 
Republik entsprechend groß sein.

ABTREIBUNG

Schwangerschaftsabbrüche sind in der Do-
minikanischen Republik seit je verboten. Zi-
vilgesellschaftliche Organisationen fordern 
aber seit einigen Monaten das Recht auf the-
rapeutische Abtreibung, wenn:

 ● das Leben der Mutter in Gefahr ist,
 ● der Fötus wegen Missbildung nicht le-

bensfähig ist oder
 ● die Schwangerschaft die Konsequenz 

einer Vergewaltigung ist.
Die vorliegende Strafrechtsnovelle 

geht darauf nicht ein. Diejenigen, die Ab-
treibung ablehnen, betonen gern, es gehe 
um Lebensschutz, denn Schwangerschafts-
abbrüche seien Morde. So einfach ist es aber 
nicht.

Das zeigte zum Beispiel das promi-
nente Beispiel von „Esperancita“. Sie war 16, 
als Ärzte 2012 zugleich Leukämie diagnos-
tizierten und die siebte Schwangerschafts-
woche feststellten. Eine Abtreibung hätte 
Chemotherapie ermöglicht, aber wegen des 
Verbots taten die Ärzte nichts. Ihr Blutkrebs 
blieb unbehandelt. Weder sie selbst noch 
das ungeborene Baby überlebten. Frauen-
rechtsorganisationen weisen zudem darauf 
hin, dass unzählige Frauen bei illegalen Ab-
treibungen sterben (siehe hierzu auch Virgi-
nia Caballero und María Lía Ghezzi auf der 
nächsten Seite in dieser Ausgabe).

Das bisherige Strafrecht schützt das 
Recht von Frauen auf Selbstbestimmung 
nicht ausreichend, und die Reform wird die 
Lage verschlechtern. Dominikanische Frau-
en wissen, dass der Senat diese voraussicht-
lich annehmen wird, hoffen aber, dass er 
anders entscheidet. Sie wollen vom Gesetz 
geschützt werden.

MARJORIE PONS PIÑEYRO 
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Demonstrantin am 

25. November in 

Santo Domingo. 
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REPRODUKTIVE GESUNDHEIT

Abtreibung legalisieren

Gegen alle Widerstände verabschiedete 
Argentinien Ende 2020 ein wegweisendes 
Abtreibungsgesetz. Voran ging ein komple-
xer Prozess, begleitet von politischen Manö-
vern, massiven Protesten und dem Bemü-
hen, von einer schwächelnden Wirtschaft 
abzulenken.

Von Virginia Caballero und María Lía Ghezzi

Seit Januar 2021 gilt in Argentinien ein neu-
es, wegweisendes Abtreibungsgesetz. Das 
Gesetz mit der Nummer 27.610 ermöglicht 
Frauen den Zugang zu Abtreibungen und 
medizinischer Versorgung bis einschließlich 
zur 14. Schwangerschaftswoche – und inner-
halb von zehn Tagen nach Beantragung.

Das macht Argentinien in dieser Hin-
sicht zum Vorreiter unter den großen Län-
dern Lateinamerikas. Mexiko folgte wenig 
später: Am 7. September 2021 verbot Mexikos 
Oberster Gerichtshof alle Strafmaßnahmen 
gegen Abtreibung – eine klare Aufforderung 
an die mexikanischen Bundesstaaten, das 
Recht auf Abtreibung zu unterstützen.

Zugang zu sicheren und legalen 
Schwangerschaftsabbrüchen ist enorm 
wichtig. Illegale Abtreibungen sind gefähr-
lich, bisweilen sogar tödlich. Allerdings sind 
verzweifelte Frauen auf sie angewiesen, des-
halb sind sie Usus in Ländern, die Frauen le-
gale Abtreibungen verweigern. Ein solches 
Verbot bedeutet auch, dass Frauen unge-
wollt Babys gebären und kein Geld haben, 
um sie aufzuziehen. Solche Familien blei-
ben gefangen in Armut. In Gesellschaften, 
die keine Abtreibungen zulassen, ist außer-
dem oft auch der Zugang zu Verhütungsmit-
teln und Sexualaufklärung erschwert (siehe 
Renate Bähr in der Digitalen Monatsausgabe 
2017/08 von E+Z/D+C). Hinzu kommt, dass 
Männer – die bekanntlich nicht schwanger 
werden – Frauen zu ungeschütztem Sex 
drängen oder sogar zwingen. Wird eine un-
verheiratete Frau schwanger, kann sie das 
ihren Ruf kosten – ihren Partner nicht.

Kleinere lateinamerikanische Länder 
haben ihre Abtreibungsgesetze längst libe-
ralisiert. Kuba erlaubt Abtreibung seit 1965, 
Guyana seit 1995, Uruguay seit 2012. Dass 

nun größere Länder wie Argentinien und 
Mexiko nachziehen, bedeutet für das erz-
katholische und sozialkonservative Latein-
amerika eine Wende. In Argentinien war der 
Durchbruch bei den Abtreibungsrechten 
hart erkämpft. Er resultierte aus dem Zu-
sammenspiel einzigartiger politischer, sozi-
aler und ökonomischer Umstände.

HOHE HÜRDEN

In der politischen Struktur Argentiniens 
hat der Präsident viel Macht. Ohne seine 
Unterstützung kommt ein Gesetzesentwurf 
nicht voran. Die kleinen und konservativen 
Provinzen sind im Senat überrepräsentiert, 
auch die Gouverneure der Bundesstaaten 
sind sehr einflussreich.

Da konservative Kräfte in Argentinien 
großen Einfluss haben, dauerte es lange, bis 
eine Legalisierung der Abtreibungsgesetze 
überhaupt denkbar wurde. Frauenrechts-
initiativen zielten bis dahin auf andere 
Themen ab. Im ersten Jahrzehnt des 21. 
Jahrhunderts führte Argentinien ein öf-
fentliches Gesundheitsprogramm für Frau-
en und Mädchen ein. Auch der Zugang zu 
Verhütungsmitteln wurde besser. Zwischen 
2003 und 2007 verabschiedete der Gesetz-
geber ein allgemeines Kindergeld, und se-
xuelle Vielfalt wurde politisch stärker aner-
kannt.

Abtreibung zu legalisieren blieb aber 
ein Tabu. In Argentinien war sie nur erlaubt 
nach einer Vergewaltigung oder wenn die 
Gesundheit der Mutter gefährdet war – das 
war Gesetz seit 1921. Die meisten Provinzen 
setzten es jedoch nicht um. Prominente Fäl-
le von Frauen, die wegen einer Abtreibung 
strafrechtlich verfolgt wurden, machten al-
les nur schlimmer. Gesundheitsdienstleis-
ter legten Abtreibungen bewusst Steine in 
den Weg.

2003 begann eine Koalition feministi-
scher Gruppen, mehr Rechte einzufordern. 
Daraufhin wurden zwischen 2007 und 2014 
mehrere Gesetzesentwürfe zur Legalisie-
rung von Abtreibung im Kongress einge-
bracht, die aber alle scheiterten. Umfassen-
de Abtreibungsrechte wurden verweigert, 
ebenso Reformen wie die Gleichstellung der 
Ehe für diverse Paare.

Aber es gab immer wieder Hoffnung. 
2012 entschied der Oberste Gerichtshof im 
Falle einer Jugendlichen, die vergewaltigt 
worden war, dass manche Abtreibungen 
erlaubt sind. Demnach kann beim gericht- Fo
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Frauenrechtsaktivistinnen feiern am 30. Dezember 2020 in Buenos Aires die Verabschiedung des 

neuen Gesetzes. 
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lichen Entscheid darüber, ob eine Abtrei-
bung zulässig ist, die psychische Gesund-
heit einer Frau berücksichtigt werden. Dass 
ein solches Urteil notwendig war, zeigt, wie 
groß der Widerstand der Gesundheitsbeam-
ten in den Provinzen war.

Trotz dieses Urteils und einer wach-
senden feministischen Bewegung war die 
damalige Präsidentin Cristina Fernández 
de Kirchner (2007–2015) zunächst dagegen, 
Abtreibung zu erlauben – wie mindestens 
die Hälfte des regierenden Blocks im Unter-
haus des Kongresses. Dass das Staatsober-
haupt die Reform ablehnte, war ein unüber-
windbares Hindernis.

Nach drei Amtszeiten in Folge verlor 
2015 die peronistische Mitte-links-Partei 
„Front for Victory“ die Wahlen. Präsident 
wurde Mauricio Macri (2015–2019), Vor-
sitzender einer Mitte-rechts-Koalition mit 
konservativen Tendenzen. Die neue Regie-
rung zerschlug alle Hoffnungen auf eine 
kurzfristige Legalisierung der Abtreibung.

Auf den Straßen jedoch sah es ganz 
anders aus. Im Juni 2016 begann eine Welle 
von Demonstrationen gegen Gewalt gegen 
Frauen. Unter dem Motto „Ni Una Menos“ 
(„Nicht eine [Frau] weniger“) gewann die 
Bewegung gegen Femizide an Boden. In-
dem sie Frauen einbezog, die durch illegale 
Abtreibung sterben, setzte sich auch für die 
Legalisierung von Abtreibungen ein. Auf 
den riesigen Kundgebungen trugen die De-
monstrierenden große grüne Tücher.

POLITISCH WILLKOMMENE ABLENKUNG

Auch das Schwächeln der argentinischen 
Wirtschaft brachte das Thema Abtreibungs-
rechte wieder auf die Agenda. Anfang 2018 
geriet die Inflation außer Kontrolle, die 
Wirtschaft lag brach. In dieser Situation 
überraschte Präsident Macri am 1. März 
in seiner Antrittsrede die Gesetzgeber: Er 
erlaubte es dem Kongress, sich mit Abtrei-
bung zu befassen.

Viele Beobachter hielten das für den 
Versuch, von der ökonomischen Misere des 
Landes abzulenken. Die Wirtschaft brach 
ein, das Kapital verließ das Land. In die-
sem Jahr gewährte der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) Argentinien den größten 
Kredit seiner Geschichte.

Der Kongress nahm die Debatte über 
die Zulassung von Abtreibungen auf. Auch 
in den Medien und sozialen Netzwerken 
wurde das Thema sehr hitzig diskutiert, in-

klusive Hetzkampagnen und grauenhaften 
Bildern von fiktiven Abtreibungen.

Die untere Kammer des Kongresses 
billigte schließlich das Abtreibungsgesetz, 
doch der Senat lehnte es ab. Es zeigte sich 
der enorme Einfluss der katholischen Kir-
che und von Senatoren aus kleinen Bundes-
staaten. Ähnlich wie in anderen Ländern 
unterstellten Abtreibungsgegner, dass eine 
Reform Frauen zu unverantwortlichem 
Handeln verleite. Dafür, dass Frauen Ver-
hütungsmittel erhalten oder ihre Armut 
überwinden, hat diese Gruppe allerdings 
wenig getan. Das zeigt, dass es ihr nicht 
hauptsächlich um das ungeborene Leben 
geht – sondern eher darum, Frauen zu kon-
trollieren.

Die beiden führenden Parteien waren 
in der Frage gespalten. Die peronistischen 
Gouverneure der Bundesstaaten lehnten 
das Gesetz ab, und auch die peronistischen 
Abgeordneten stimmten mit überwältigen-
der Mehrheit dagegen. Mehr Zustimmung 
kam aus den Provinzen im Süden und der 
Provinz Buenos Aires, wo der Anteil an 
Städtern und Wählern aus der Mittelschicht 
höher ist. Aber auch hier war die Unterstüt-
zung nicht einhellig.

Das Blatt wendete sich, als sich die 
prominenteste Vertreterin des progressi-
ven Peronismus für das Recht auf Abtrei-
bung aussprach. Die ehemalige Präsidentin 
Kirchner, nun Senatorin, änderte ihre Hal-
tung und befürwortete die Reform auf Drän-
gen ihrer Wählerbasis – besonders der städ-
tischen Mittelschicht – und als Reaktion auf 
die Demonstrationen.

Bei den Präsidentschaftswahlen 2019 
konnten die Wähler klar entscheiden. Auf 
der einen Seite stand das Bündnis „Fren-
te de Todos“ mit Kirchner und dem Präsi-
dentschaftskandidaten Alberto Fernández, 
Rechtsanwalt und Ex-Kabinettschef. Sie 

einten die peronistische Partei und verspra-
chen eine Reform des Abtreibungsrechts. 
Auf der anderen Seite befand sich die kon-
servative Regierungspartei unter Macris 
Führung. Sie schnitt bei den Vorwahlen 
schlecht ab, woraufhin Macri weiter nach 
rechts rückte und seine Unterstützung für 
die Änderung des Abtreibungsrechts zu-
rückzog.

„Frente de Todos“ dagegen verab-
schiedete eine feministische Agenda, die 
auch die Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und einen besseren Zugang zum Ar-
beitsmarkt für Frauen vorsah. Kurz nach ih-
rem Wahlsieg legte die neue Regierung dem 
Kongress ein Abtreibungsgesetz vor, das 
dieser im Dezember 2020 verabschiedete.

SOZIALER WANDEL

Die Änderung der Abtreibungspolitik auf 
Regierungsebene spiegelte einen spürbaren 
Stimmungswandel in der Bevölkerung wi-
der. Laut dem Meinungsforschungsinstitut 
Ipsos ist der Anteil der Argentinier, die das 
Recht auf Abtreibung unter bestimmten Be-
dingungen befürworten, zwischen 2014 und 
2020 von 64 auf 75 Prozent gestiegen. Das 
Recht der Frau, unter allen Umständen ab-
treiben zu dürfen, befürworten derzeit etwa 
35 Prozent der argentinischen Wähler.

All diese Faktoren – Wirtschaftskrise, 
Demonstrationen und politische Manöver 
– trugen zur Verabschiedung des Abtrei-
bungsgesetzes bei. Es mag auch dazu ge-
dient haben, abzulenken: zunächst von der 
Wirtschaft, dann – unter dem neuen Präsi-
denten Alberto Fernández – von der Coro-
na-Pandemie.

Im Ergebnis haben argentinische 
Frauen aber endlich das Recht auf volle re-
produktive Selbstbestimmung – ein absolu-
ter Wandel. Dieses historische Ereignis gibt 
den Frauenrechten in ganz Lateinamerika 
neuen Schwung.
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BEHINDERUNG

Frauen stark machen und 
Denkweisen ändern

Das Thema Gewalt gegen Frauen rückt ins 
Bewusstsein der Gesellschaften. Dennoch 
wird es vor allem in Entwicklungsländern 
noch immer tabuisiert und verschwiegen. 
Besonders gravierend ist das Problem bei 
behinderten Frauen – sie haben wegen ihrer 
vermeintlichen Hilflosigkeit laut Expert/
innen ein drei Mal so hohes Risiko, Opfer von 
Gewalt zu werden, wie nichtbehinderte 
Frauen. Behindertenorganisationen und Poli-
tik suchen nach Wegen, um das Problem 
anzugehen und Lösungen zu finden.

Von Sabine Balk

Laure Tay ist Landesdirektorin der zivilge-
sellschaftlichen Organisation Christoffel-
Blindenmission (CBM) in Togo, Benin und 
der Elfenbeinküste. Sie kennt die Situation 
von behinderten Frauen in den Ländern, für 
die sie zuständig ist, gut. Besonders proble-
matisch ist die Verbindung zwischen Armut 
und Behinderung: Behinderung ist oft Ursa-
che, aber auch Folge von Armut.

Die Betroffenen hätten mit vielen 
Formen von Gewalt zu kämpfen, berichtet 
Tay. „Es gibt mittelbare und unmittelbare 
Gewalt, physische und psychische Gewalt 
durch die Menschen in der Umgebung, zum 
Beispiel durch Pflegende. Dass wirtschaft-
liches Einkommen und ein selbstständiges 
Leben häufig für sie nicht möglich sind, ge-
hört aber auch dazu.“ Das gebe es in vielen 
Ländern – auch in reichen Industrieländern 
–, im afrikanischen Raum kämen aber noch 
soziokulturelle Barrieren hinzu: Behinde-
rung werde oft als Fluch oder Hexerei ange-
sehen.

Auch deshalb erleben behinderte 
Frauen oft Stigmatisierung und Ausgren-
zung, und zwar in vielen Bereichen wie 
in Bildung, in der Gesundheitsvorsorge, 
im Familienumfeld oder im Arbeitsleben. 
CBM möchte genau dort mit einem „men-
schenrechtsbasierten Ansatz“ helfen, so die 
Landesdirektorin: „Uns geht es vor allem 
darum, die Frauen stark zu machen und zu 

ermächtigen, ihre Situation zu verändern. 
Sie müssen sich ihrer Rechte bewusst wer-
den und sie einfordern.“ Nur so ändere sich 
auf Dauer die Denkweise der Gesellschaft.

CBM hat erreicht, dass das Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung ein Projekt in 
Togo unterstützt, das eine von Gewalt und 
Behinderung betroffene Frau ins Leben ge-

rufen hat. Sie hat mit einigen Frauen aus 
ihrem Dorf begonnen, sich eine wirtschaft-
liche Basis aufzubauen und Kleinigkeiten 
wie Seifen, Salben oder Taschen selbst her-
zustellen. Mittlerweile seien daran rund 
1000 Frauen beteiligt und könnten durch 
die Einnahmen ihre Kinder zur Schule 
schicken und ihr Leben bestreiten. Es sei 
gelungen, das Selbstbewusstsein der Frau-
en zu stärken und die Vorurteile der Umge-
bung zu verändern, resümierte sie bei einer 
Online-Fachtagung, die von CBM und dem 
Beauftragten der Bundesregierung für die 

Belange von Menschen mit Behinderungen 
organisiert worden war.

ÄHNLICHE PROBLEME WELTWEIT

Mit ähnlichen Problemen wie die Frauen 
in Westafrika kämpfen auch behinderte 
Frauen in anderen Teilen der Welt, erklärt 
die Vorsitzende des Nationalen Forums für 
Frauen mit Behinderungen in Pakistan Abia 
Akram. Sie betont, dass die Coronakrise 
die Situation verschärft habe, vor allem zu 
häuslicher Gewalt sei es noch häufiger ge-
kommen. Sie bedauert, dass die Frauen oft 
nicht wüssten, wo es Hilfsangebote gebe. 
Ihre Organisation habe in der Coronakrise 
begonnen, behinderte Frauen mit besserer 
Technik auszustatten, so dass sie Zugang zu 
Informationen im Internet bekommen und 
digitale Angebote wahrnehmen können.

Akram plädiert dafür, dass es einen 
echten gesellschaftlichen Wandel geben 
müsse und behinderte Frauen eine wirkli-
che Beteiligung in Gesellschaft und Politik 
bekommen sollten. Auch die Politik muss 
ihrer Meinung nach ihre Hausaufgaben ma-
chen. Es gebe zwar entsprechende Gesetze, 
die Gleichberechtigung und Chancengleich-
heit von Behinderten garantierten, diese 
müssten aber auch umgesetzt werden.

Die GIZ ist sich laut Vorstandsmitglied 
Ingrid-Gabriela Hoven darüber bewusst, 
dass behinderte Frauen eine erhöhte Gefahr 
von Gewalterfahrung hätten. Deshalb hat 
sich die GIZ zum Ziel gesetzt, dieses Wissen 
in alle Programme zu integrieren und zu 
beachten, sagt sie. Um eigene Mitarbeiter 
zu sensibilisieren, schult die Organisation 
diese in Fortbildungen und hat Richtlinien 
erlassen, wie die Aspekte Gendersensibilität 
und Inklusion eingearbeitet werden kön-
nen. Wie viele Experten beklagt Hoven, dass 
es sehr schwer sei, Daten zu erheben, da Be-
hinderung oft nicht erfasst wird.

LINK

CBM-Fotoausstellung Silent Tears – Starke 

Frauen:

https://www.cbm.de/unsere-politische-arbeit/

silent-tears.html
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Die CBM-Ausstellung „Silent Tears“ verleiht 

Frauen mit Behinderung eine Stimme: Jacky 

aus Guatemala „tanzt“ im Rollstuhl. 
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GESCHLECHTERGLEICHSTELLUNG

Rückschläge und Erfolge

2020 war kein gutes Jahr für Frauen, denn sie 
hatten mehr als Männer unter der Corona-
krise zu leiden, und es gab viele Rückschläge 
in Bezug auf Geschlechtergleichstellung. 
Dennoch gibt es auch Positives zu berichten: 
Das Kinderhilfswerk UNICEF hat sich 2020 
besonders für Mädchen und Frauen einge-
setzt und sein bisher größtes Nothilfe- 
Programm in diesem Bereich umgesetzt.

Von Sabine Balk

Frauen waren stärker von der Coronakri-
se betroffen als Männer und bekamen die 
Zunahme von Arbeitslosigkeit und Armut 
zu spüren: Es kam ebenso zu mehr Früh- 
und Zwangsverheiratungen wie auch zu 
geschlechtsspezifischer Gewalt (gender-
based violence – GBV). In einigen Ländern 
nahmen Fälle von häuslicher Gewalt um 
30 Prozent zu. Frauen tragen auch ein grö-
ßeres Risiko bei der Pandemiebekämpfung, 
denn sie machen weltweit etwa 70 Prozent 
des Gesundheitspersonals aus. Das sind ei-
nige der Ergebnisse des jährlichen UNICEF-
Reports zur Geschlechtergleichstellung.

Trotz der Coronakrise verbucht 
UNICEF Erfolge im Gesundheitssektor. Das 
Kinderhilfswerk setzte sich dafür ein, dass 
wichtige Gesundheitsdienste für Mütter in 
der Pandemie aufrechterhalten wurden. Bis 
Ende 2020 hatten 38 Länder Pläne, die Ver-
sorgung von Müttern und Neugeborenen zu 
verbessern; das waren sieben Länder mehr 
als 2019. 71 Länder – 14 mehr als im Vorjahr 
– intergierten Ernährungsberatung in die 
Schwangerschaftsvorsorge.

Rückschläge sieht UNICEF bei HIV-
Infektionsraten bei jugendlichen Mädchen 
und der globalen Müttersterblichkeit. In 
beiden Bereichen seien die Zahlen weiter-
hin zu hoch, um die selbst gesetzten Ziele 
zu erreichen.

Die schulische Bildung war 2020 stark 
von der Coronakrise geprägt (siehe dazu 
auch Enakshi Dutta et al. im Magazin der 
Digitalen Monatsausgabe von E+Z/D+C 
2021/11). UNICEF setzte sich für gerechte 
Lernmöglichkeiten im Rahmen der Covid-
19-Maßnahmen ein. Das Kinderhilfswerk 

unterstützte einen geschlechtergerechten 
Fernunterricht auch in humanitären Ein-
richtungen wie Flüchtlingslagern. Laut 
UNICEF erhielten 301 Millionen Kinder 
Fernunterricht, wovon etwa die Hälfte Mäd-
chen waren. Dennoch gebe es wegen der 
Schulschließungen Sorge über die Lernfort-
schritte insbesondere von Mädchen.

UNICEF unterstützte auch Regierun-
gen dabei, Inklusivität zu erhöhen und Eng-
pässe in der Bildungspolitik zu beseitigen. 

So nahmen 53 Länder im Jahr 2020 Ziele 
für menstruelle Gesundheit und Hygiene 
(menstrual health and hygiene – MHH) in 
ihre Strategien für Wasser, Sanitärversor-
gung und Hygiene in Schulen auf. In fast 
10 000 Schulen wurde MHH umgesetzt und 
über 70 500 Schulen – einschließlich derer 
für Kinder mit Behinderung – bekamen 
getrennte sanitäre Einrichtungen für Mäd-
chen und Jungen.

Alarmiert zeigt sich UNICEF über 
die Zunahme von geschlechtsspezifischer 

Gewalt. UNICEF reagierte darauf mit ver-
mehrten Hilfs- und Präventionsangebo-
ten. UNICEF und Partnerorganisationen 
boten ihre Dienstleistungen nun auch 
verstärkt online an. So wurden laut Report 
4,2 Millionen Kinder (darunter 1,25 Milli-
onen Mädchen), die Gewalt erlebt haben, 
von Gesundheits-, Sozial- und Justizdiens-
ten erreicht. 17,7 Millionen Menschen in 
Notsituationen erhielten in 83 Ländern 
GBV-Risikominderung, Prävention oder 
Interventionen.

Ein wichtiger Teil der UNICEF-Arbeit 
sind Maßnahmen, um eine Veränderung 
von schädlichen Geschlechterrollen und 
-normen zu erreichen. In der Pandemie 
nutzte UNICEF dafür oftmals auch Online-
Plattformen und konnte 2020 etwa 2,6 Milli-
onen Eltern und Betreuungspersonen in 
87 Ländern erreichen. Dabei ist es UNICEF 
auch immer wichtig, Jungen und Männer in 
die Maßnahmen einzubeziehen.

Um Geschlechtergerechtigkeit in Zu-
kunft voranzutreiben, plant UNICEF, sich 
verstärkt mit anderen UN-Organisationen 
abzustimmen und sektorübergreifend zu-
sammenzuarbeiten. Ziele dabei sind:

 ● Stärkung der Rolle der Mädchen und 
Beendigung der Kinderehe,

 ● Investitionen in Gesundheit von Frau-
en und Mädchen in Bezug auf HIV, Ernäh-
rung, sexuelle und reproduktive Gesund-
heit,

 ● Förderung von schulischer Bildung 
für Mädchen,

 ● Beendigung von Gewalt gegen Mäd-
chen und

 ● Förderung von gerechter Elternschaft 
und Pflege.

Auch für zukünftige Notsituationen 
vergleichbar mit der Corona-Pandemie will 
UNICEF besser vorbereitet sein und die För-
derung der Geschlechtergleichstellung in 
Maßnahmen miteinbeziehen.

LINK

UNICEF 2021: Gender Equality – Global Annual 

Results Report 2020.

https://www.unicef.org/media/102281/file/

Global-annual-results-report-2020-gender-

equality.pdf
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Mädchen aus Niger erhält Online-Unterricht: 

UNICEF verhalf einer Schule in Radi im Süden 

des Landes zu 30 Tablets. 
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